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Wirtschaftskrise: Wie können die Folgen für den Arbeitsmarkt 
abgefedert werden?

Mit welchen Maßnahmen sollten die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den
Arbeitsmarkt abgefedert werden? Olaf Scholz, Bundesminister für Arbeit und So-
ziales, erläutert die Politik der Regierung, insbesondere den Einsatz von Kurzar-
beit, und unterstreicht die Relevanz der Sozialpartnerschaft: »Der gemeinsame
Einsatz für Arbeit von Bundesregierung, Arbeitgebern und Gewerkschaften wirkt
und verhindert Schlimmeres. Das zeigt: Wir können mit Sozialpartnerschaft durch
die Krise kommen und die schlechten Prognosen schlagen.« Johann Eekhoff, Uni-
versität zu Köln, warnt davor, der Krise mit Versuchen, Beschäftigte mit öffentli-
chen Mitteln dazu zu bewegen, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen, wie bei-
spielsweise mit der geförderten Altersteilzeit und der Frühverrentung ohne Renten,
begegnen zu wollen. Auch seien Mindestlöhne und die Subventionierung von Ar-
beit keine effizienten Instrumente, negative Wirkungen der Krise auf den Arbeits-
markt abzumildern. Vielmehr sollten die Steuer- und Abgabesysteme verbessert
und Arbeitszeitregelungen gelockert werden. Axel Deeke, Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung, Nürnberg, sieht in der Kurzarbeit den Grund dafür, dass die
befürchteten Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt bislang ausgeblieben
sind. Nach Ansicht von Wilhelm Adamy, DGB-Vorstandsmitglied, ist die Kurzarbeit
zwar kurzfristig sehr erfolgreich, kann aber einen krisenbedingten Arbeitsplatzab-
bau allenfalls verschieben, nicht vollständig verhindern. Diese »gewonnene Zeit«
sollte genutzt werden, um, beispielsweise durch Sicherung gefährdeter Arbeits-
plätze, Anhebung des Qualifikationsniveaus, Abbau von sozialer Ungleichheit und
angemessene Einkommenssicherung, Beschäftigung zu sichern. Stefan Sell,
Fachhochschule Koblenz, sieht die derzeitige Stabilisierung der Funktionalitäten in
der Arbeitslosenversicherung, z.B. durch eine befristete Verlängerung des Ar-
beitslosengeldes I, nur als eine kurzfristige Strategie. Mittel- und langfristig müsse
es um die Weiterentwicklung des bestehenden Sicherungssystems bei Erwerbs-
losigkeit in Richtung auf eine »Beschäftigungsversicherung« gehen. Heike Bruch
und David Maus, Universität St. Gallen, stellen ihr Konzept »Einsatz der problem-
orientierten Führung« vor, dessen Anwendung es auch in Krisenzeiten ermögliche,
die Mitarbeiter zu mobilisieren.

Die Agenda 2010 und die Armutsgefährdung
Hans-Werner Sinn, Wido Geis und Christian Holzner

Die Zahl der von Armut gefährdeten Personen in Deutschland lag im Jahr 2006
mit rund 14 Millionen um rund eine Million niedriger als 2005. Der Abbau der Ar-
mutsgefährdung verlief parallel mit dem Rückgang der Arbeitslosigkeit, der we-
gen der Agenda 2010 im letzten Boom allein in Westdeutschland um eine Million
Menschen größer war, als man es bei einer Fortsetzung früherer Entwicklungs-
muster hätte erwarten können. Der im Zuge der Agenda 2010 gewachsene Nied-
riglohnsektor ist kein Problem, sondern ein Erfolg der deutschen Politik. Selbst
bei sehr schlecht bezahlten Stellen kommt man durch eine Vollzeitbeschäftigung
über die Armutsgefährdungsgrenze, weil ein Lohnzuschusssystem eingeführt
wurde, das verhindert, dass Geringqualifizierte allein von ihrer Hände Arbeit leben
müssen. Das hat Implikationen für die Mindestlohndebatte. Politisch verursachte
Lohnerhöhungen, die über das Marktergebnis hinaus führen, bedrohen einen Teil
der Menschen, denen man helfen will, mit Armut. Sie vernichten Stellen und 
drücken das Einkommen der Arbeitslosen nach Auslaufen des Arbeitslo-
sengeldes auf das Hartz-IV-Niveau und damit unter die Armutsgefährdungs-
schwelle. Der Verzicht auf Mindestlöhne verringert hingegen den Anteil der von 
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Armut gefährdeten Menschen, weil er den bislang arbeitslosen Hartz-IV-Empfän-
gern bezuschusste Arbeit verschafft und ihr Nettoeinkommen damit über die Ar-
mutsgefährdungsschwelle hebt. 

Fiskalische Wirkungen der Auswanderung ausgewählter 
Berufsgruppen
Christian Holzner, Sonja Munz und Silke Übelmesser

Die Auswanderung von in Deutschland ausgebildeten und beschäftigten Bürgern
hat sowohl bevölkerungsstatistische und arbeitsmarktrelevante als auch fiskal-
politische Implikationen. Anhand zweier exemplarischer Auswanderer – ein Fach-
arbeiter und eine Ärztin – werden die entsprechenden fiskalischen Bilanzen mit-
tels Beispielsrechnungen erstellt. Dabei werden insbesondere die mit der öffent-
lich bereitgestellten Bildung verbundenen öffentlichen Kosten mit dem fiskali-
schen Nutzen verglichen, der im Fall einer Auswanderung nicht dem Land zugu-
te kommt, das in Vorleistung getreten und die Bildung finanziert hat, sondern
dem Land, in das die Absolventen immigrieren. Blieben sie in Deutschland, wür-
den sie hingegen über ihre gesamte Lebenszeit einen positiven Beitrag für die All-
gemeinheit beisteuern. Im Ergebnis zeigt sich, dass die Auswanderung von qua-
lifizierten Arbeitskräften erhebliche Belastungen der öffentlichen Haushalte und
Sozialkassen verursacht. Deshalb sollte die Politik durch die Gestaltung des
Steuer- und Abgabensystems die richtigen Anreize für Fachkräfte schaffen, in
Deutschland zu bleiben.

Messen und Veranstaltungen der Messe Essen führten 2008 zu 
einer Beschäftigung von knapp 7 500 Personen 
Horst Penzkofer

Nach den jüngsten Berechnungen des ifo Instituts gaben die Besucher und die
Aussteller der Essener Messen und Ausstellungen im Jahr 2008 insgesamt etwa
410 Mill. € aus. Die Stadt Essen profitierte zwar mit einem Betrag von über
170 Mill. € am stärksten, aber auch auf das restliche Nordrhein-Westfalen entfiel
mit über 103 Mill. € ein beträchtliches Ausgabevolumen. Die Gesamtausgaben
der in- und ausländischen Kongressteilnehmer und Veranstaltungsbesucher be-
liefen sich 2008 auf knapp 67 Mill. €. Die dadurch insgesamt angestoßenen ge-
samtwirtschaftlichen Produktionseffekte in Deutschland ermöglichten im Jahr
2008 die Beschäftigung von bundesweit knapp 7 500 Erwerbspersonen.

ifo Konjunkturtest August 2009 in Kürze
Klaus Abberger

Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands hat sich im
August erneut verbessert. Die Unternehmen bewerten ihre momentane Ge-
schäftslage zum zweiten Mal in Folge weniger negativ. Im Vergleich zur Situation
vor einem Jahr ist die derzeitige Lage der Unternehmen aber erheblich schlechter.
Hinsichtlich der Geschäftsentwicklung in den nächsten sechs Monaten sind die
Befragungsteilnehmer weniger skeptisch als im Juli. Die Wirtschaft in Deutschland
erholt sich langsam von ihrem Sturz. Dennoch bleiben Risiken für einen Rückfall.
Das ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist
im August etwas gestiegen. Der Druck auf den Personalbestand hat nachgelas-
sen. Dennoch sind die Personalplanungen der Unternehmen weiterhin auf Be-
schäftigungsreduzierung ausgerichtet. 

Daten und Prognosen

Im Blickpunkt
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Mit Sozialpartnerschaft
durch die Krise

Wir leben in ungewöhnlich problemati-
schen Zeiten. Die Schockwellen, die von
den Entwicklungen auf den globalen Fi-
nanzmärkten ausgehen, haben weltweit
zur schwersten Wirtschaftskrise seit
1929 geführt. Deutschland, das 40%
seiner Wirtschaftsleistung in Außenwirt-
schaftsbeziehungen generiert, ist von
dieser Rezession zwangsläufig beson-
ders stark betroffen. Vor allem die ex-
portorientierten Unternehmen bekom-
men den dramatischen wirtschaftlichen
Abschwung zu spüren. Ihre Auftragsbü-
cher bleiben leer, fest eingeplante Order
werden storniert. Wo vor einem Jahr
Sonderschichten gefahren wurden, ste-
hen seit dem Winter ganze Betriebstei-
le still.

In ihrer Frühjahrsprojektion hat die Bun-
desregierung für 2009 einen Rückgang
des realen Bruttoinlandsprodukts in Hö-
he von – 6,0% im Jahresdurchschnitt 
vorausgesagt. Dazu wurde ein Anstieg
der Arbeitslosigkeit im laufenden Jahr um
etwa 450 000 auf einen jahresdurch-
schnittlichen Stand von rund 3,7 Millio-
nen Personen prognostiziert. Obwohl
derzeit erste Anzeichen auf ein Ende der
wirtschaftlichen Talfahrt hindeuten, gibt
es keinen Grund zur Entwarnung. Vor
uns liegen noch viele schwierige Wochen
und Monate.

In dieser Situation haben wir in Deutsch-
land etwas geschafft, das in dieser Kri-
se weltweit beinahe einzigartig ist: Bei
uns folgt der Arbeitsmarkt nicht unge-
brochen der schlechten wirtschaftlichen
Entwicklung. Obwohl Deutschland ne-
ben Irland in Europa den stärksten Ein-
bruch des Wirtschaftswachstums ver-
kraften musste (– 6,9% im ersten Quar-
tal), weist es bei der Arbeitslosigkeit im
Vorjahresvergleich den niedrigsten Zu-
wachs aller EU-Länder auf (4,6% im Mai
2009).

Ein Blick auf die Zahlen unserer europäi-
schen Nachbarn und der USA macht
deutlich, warum im Ausland vielfach vom
»deutschen Wunder« gesprochen wird: In
Frankreich zum Beispiel lag die Verände-
rung der Arbeitslosigkeit im Mai 2009 ge-
genüber dem Vorjahresmonat bei 23,5%,
in Österreich bei 20,4%, in Spanien bei
83,4% und in den USA bei 70,6% (Euro-
stat-Daten nach ILO-Konzept).

Das zeigt: Es ist uns in Deutschland ge-
lungen, die Folgen der Wirtschaftskrise
auf dem Arbeitsmarkt besser abzufe-
dern als unseren Nachbarn. Das ist aber
kein »Wunder«, wie manche meinen,
sondern zunächst und vor allem auf Ele-
mente und Strukturen unserer Wirt-
schafts- und Sozialordnung zurückzu-
führen, die in vielen anderen Ländern
weniger stark ausgeprägt sind oder so-
gar ganz fehlen. So ist in Deutschland
die Soziale Marktwirtschaft nicht zuletzt
durch den gesetzlichen Kündigungs-
schutz auf Beschäftigungssicherung
ausgerichtet. 

Hervorragend bewährt sich in diesen
Zeiten die Sozialpartnerschaft auch als
starker ökonomischer Faktor. Sie ist der
verlässliche institutionelle Rahmen, der
Wirtschaftsverbänden und Gewerk-
schaften, Unternehmen und Betriebs-
räten die Möglichkeit gibt, Beschäfti-
gung sichernde Vereinbarungen (in-
klusive Arbeitszeitverkürzung, Gehalts-
verzicht etc.) zu treffen, die anderswo
undenkbar sind. Genutzt werden kön-
nen dabei arbeitsmarktpolitische Instru-
mente wie zum Beispiel Langzeitar-
beitskonten und künftig auch die Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung, die in ande-
ren Ländern nicht zur Verfügung stehen
und die nun in Europa und in der Welt
mit Interesse zur Kenntnis genommen
werden.

Arbeitsmarkt abgefedert werden?
Wirtschaftskrise. Wie können die Folgen für den 

Mit welchen Maßnahmen sollten die Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf den Arbeitsmarkt ab-

gefedert werden?

Olaf Scholz*

* Olaf Scholz ist Bundesminister für Arbeit und So-
ziales.
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In einer auf dualer Ausbildung und Facharbeit basierenden
Wirtschaftsstruktur sind die Unternehmen so in der Lage,
die Kosten, die durch Entlassungen entstehen, genauso zu-
verlässig zu kalkulieren wie die Einsparungen, die mit die-
sen Beschäftigung sichernden Vereinbarungen verbunden
sind. Die Erfahrungen der vergangenen Monate haben uns
nun gezeigt, dass nach dem Abwägen beider Kalkulatio-
nen das Pendel in den weitaus meisten zu Gunsten der Be-
schäftigungssicherung ausschlägt. 

Der mit Abstand wichtigste Grund dafür ist die Kurzarbeit.
Sie ist das Herzstück der aktuellen Arbeitsmarktpolitik in
Deutschland, das in Großkonzernen genauso genutzt wird
wie von Handwerkern oder Kreativagenturen. Wir haben die
Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes zunächst auf 18 Mo-
nate ausgeweitet, die Beantragung erleichtert und die För-
derung deutlich attraktiver gestaltet. Es war wichtig, schnell
zu entscheiden und den Unternehmen bereits am Beginn
der wirtschaftlichen Talfahrt ein Instrument an die Hand zu
geben, das ihnen ermöglicht, an ihren Fachkräften fest-
zuhalten.

Viele Unternehmen haben inzwischen verstanden, dass sie
der Fachkräftemangel schon in den kommenden Jahren mit
unerbittlicher Härte treffen wird. Deshalb heißt unsere Devi-
se: »Qualifizieren statt Entlassen«. Deshalb haben wir aus
der Not eine Tugend gemacht und mit dem verbesserten
Kurzarbeitergeld die realistische Chance eröffnet, diese Kri-
se nicht nur zu bewältigen, sondern gestärkt aus ihr her-
vorzugehen.

Unser Angebot ist attraktiv für Unternehmen und Betriebe
aller Größen. Es lautet: Nutzt die Zeit der Kurzarbeit zur Qua-
lifizierung, wir fördern das massiv mit passenden Maßnah-
men für gering qualifizierte Beschäftigte einerseits und qua-
lifizierte Beschäftigte andererseits. Wer qualifiziert, bekommt
vom ersten Tag an die Sozialversicherungsbeiträge für die
ausgefallene Arbeitszeit voll erstattet. Außerdem geben wir
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds zusätzliches Geld.
Wir haben das Programm zur Förderung der »Weiterbildung
Geringqualifizierter und beschäftigter Älterer in Unterneh-
men« (»WeGebAU«) so erweitert, dass alle davon profitie-
ren können. Mit jeder Weiterbildung haben wir die Chance,
als Volkswirtschaft in dieser Krise klüger und qualifizierter
zu werden. Unsere Programme helfen nicht nur dem und
der Einzelnen, sondern auch dem gesamten Land. Und in-
zwischen nehmen mehrere 10 000 Beschäftigte an entspre-
chenden Maßnahmen teil.

Die zunächst beschlossenen Erleichterungen beim Kurzar-
beitergeld haben geholfen, mehrere Hunderttausend Arbeits-
plätze zu sichern. Wir haben aber nach wie vor schwierige
Monate am Arbeitsmarkt vor uns. Mit Wirkung zum 1. Juli
2009 habe ich deshalb in Absprache mit den Sozialpartnern
– zusammengefasst im Paket »Kurzarbeitergeld plus« – wei-

tere Verbesserungen beschlossen, die den Unternehmen
und Betrieben zusätzliche Unterstützung geben. Wichtigs-
ter Punkt: Die Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes wurde
noch einmal auf jetzt 24 Monate verlängert. Dazu kommt
unter anderem: Wenn in einem Unternehmen bereits sechs
Monate Kurzarbeit geleistet worden sind, wird der Betrieb
danach für die ausgefallene Arbeitszeit vollständig von den
Beiträgen zur Sozialversicherung entlastet. Bei der Berech-
nung des Sechsmonatszeitraums werden auch Zeiträume
vor Inkrafttreten des »Kurzarbeitergeldes plus« berück-
sichtigt. 

Sicher ist: Das Instrument wirkt. Genaue Zahlen zur Kurzar-
beit liegen allerdings nur mit einer gewissen zeitlichen Ver-
zögerung vor. Im März 2009 haben 36 000 Betriebe mit et-
wa 1,1 Millionen Beschäftigten bei einem durchschnittlichen
Arbeitsausfall von 33% Konjunkturkurzarbeitergeld in An-
spruch genommen. Nach vorläufigen statistischen Ergebnis-
sen der Bundesagentur für Arbeit lag die Zahl der Arbeiter-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die Kurzarbeitergeld bezie-
hen, im Juni 2009 bei 1,43 Millionen, nach 1,46 Millionen im
Mai und 1,36 Millionen im April. Umgerechnet auf den Ar-
beitsausfall bedeutet dies, dass bis zu 400 000 Beschäftig-
te vor Entlassung bewahrt werden konnten. Beide Zahlen
signalisieren, dass es bislang gerade auch durch den offen-
siven Einsatz von Konjunkturkurzarbeitergeld im Konzert mit
vielen anderen Maßnahmen gelungen ist, die Folgen der Wirt-
schaftskrise für den Arbeitsmarkt abzufedern.

Denn damit keine Missverständnisse auftreten: Selbstver-
ständlich werden die anderen Instrumente der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik weiterhin auf hohem Niveau eingesetzt
und tragen ebenfalls zur Bewältigung der Krise bei. Und
noch einmal gilt es zu betonen: Die massiven Anstren-
gungen, mit der Kurzarbeit gegen die Krise anzukommen,
funktionieren nur, weil wir Mitbestimmung, Tarifautonomie
und Arbeitnehmerrechte in Deutschland haben. Die Sozi-
alpartnerschaft ist die Grundlage. Auch aus ökonomischen
Gründen ist es also sinnvoll, diese Errungenschaften zu
verteidigen.

Kurzarbeit ist kein neues arbeitsmarktpolitisches Instrument.
In ihrem Kern ist sie etwa so alt wie die Arbeitslosenversi-
cherung. Es gibt in etwa zehn Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union Regelungen, die vergleichbare Ziele verfolgen
wie das Kurzarbeitergeld in Deutschland. Im Zentrum der
gegenwärtigen Aktivitäten steht dabei das Konjunkturkurz-
arbeitergeld, das sich vom Transferkurzarbeitergeld eben-
so unterscheidet wie vom Saisonkurzarbeitergeld.

Kurzarbeit ist ein beschäftigungsicherndes Instrument, das
man spätestens in der gegenwärtigen Krise hätte erfinden
müssen, wenn es nicht schon existierte. Als Element mo-
derner Arbeitszeitpolitik und Beschäftigungsbrücke in einer
Phase vorübergehender Arbeitsausfälle hilft es den Unter-
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nehmen, Entlassungen zu vermeiden und Fachkräfte in den
Betrieben zu halten, die diese nach der Krise dringend be-
nötigen, um möglichst schnell wieder Wachstum und Be-
schäftigung zu schaffen. Der Einsatz von Kurzarbeit erweist
sich bei all dem nicht nur als ein unmittelbar wirksames, son-
dern auch als ein vergleichsweise kostengünstiges arbeits-
marktpolitisches Instrument.

Als schnelle Hilfe für Unternehmen und Beschäftigte im-
pliziert Kurzarbeit zudem eine Art von Interessenausgleich:
Während die Beschäftigten auf einen Teil ihres Einkom-
mens verzichten, verbleiben bei den Unternehmen Rema-
nenzkosten. Auf diese Weise werden auch Mitnahme-
effekte begrenzt.

Nicht unerwähnt bleiben sollte schließlich, dass der Einsatz
von Kurzarbeit den sozialpartnerschaftlichen Dialog im Un-
ternehmen fördert. Vor allem in größeren Unternehmen wird
über den Einsatz dieses Instruments in der Regel nur mit
Beteiligung des Betriebsrates entschieden. Dabei ist davon
auszugehen, dass die intensive Diskussion auch über un-
ternehmerische Weichenstellungen zur verbesserten Aus-
lastung von Produktionskapazitäten beiträgt. Kurzarbeit ist
damit im besten Sinne präventive Arbeitsmarktpolitik, die
Chancen für die Gestaltung guter Arbeit eröffnet und die Be-
wältigung von Auswirkungen der Krise zu einer gemeinsa-
men Aufgabe von Unternehmensleitungen und Beschäftig-
ten machen kann.

Von den Folgen der gegenwärtigen Wirtschaftskrise sind
nicht alle Wirtschaftsbereiche gleichermaßen betroffen. Auch
das spricht für den Einsatz der Kurzarbeit und erklärt zu ei-
nem guten Teil den Erfolg dieses Instruments. Während von
einer allgemeinen Konjunkturschwäche nahezu alle Bran-
chen in ähnlicher Intensität erfasst werden, sind von den ak-
tuellen Auftragseinbrüchen bestimmte Branchen vorrangig
des verarbeitenden und produzierenden Gewerbes betrof-
fen, hier insbesondere die Metallindustrie, der Fahrzeugbau,
der Maschinenbau und die Elektroindustrie.

Im Brennpunkt steht also der international absolut wettbe-
werbsfähige industrielle Kern unserer Volkswirtschaft. Das
gelegentlich vorgebrachte Argument, der Einsatz der Kurz-
arbeit verhindere oder verzögere notwendige strukturelle An-
passungen, greift hier in keinem Fall. Im Gegenteil: Die ge-
nannten Branchen sind gekennzeichnet durch eine über-
durchschnittlich hohe Produktivität und Wertschöpfung, sehr
qualifizierte Arbeitskräfte, ein hohes Lohnniveau bei niedri-
gen Lohnstückkosten sowie ein ausgeprägtes und auch
international anerkanntes Know-how. Dies korrespondiert
mit bisher vergleichsweise niedriger Arbeitslosigkeit und ei-
nem Bedarf an bestimmten Fachkräften. In diesen Branchen
gibt es auch heute noch einen hohen gewerkschaftlichen
Organisationsgrad und starke betriebliche Interessenver-
tretungen.

Das alles sind hervorragende Ausgangsbedingungen für
eine erfolgreiche Krisenbewältigung – auf der Ebene des ein-
zelnen Betriebes, des Unternehmens, der Branche und der
gesamten Volkswirtschaft. Vor diesem Hintergrund sind die
Neuregelungen zur Kurzarbeit die richtige Antwort auf die
Krise. Darin sind sich Regierung, Gesetzgeber, Arbeitgeber
und Gewerkschaften einig. Der Einsatz dieses Instruments
zeigt für mich exemplarisch, wie wir mit der Krise insge-
samt umgehen müssen. Es geht nicht um ideologische De-
batten oder Grundsätzlichkeiten. Wir brauchen einen Prag-
matismus, der Probleme erkennt, anpackt und löst. Dabei
setze ich auf das Know-how der Unternehmer genauso wie
auf kompetente Betriebsräte.

Für das Unternehmen gilt auf der einen Seite: Kurzarbeit
reduziert die Personalkosten zwar erheblich, umsonst aber
ist sie nicht. Betriebe und Unternehmen, die davon ausge-
hen, sich von ihren Beschäftigten trennen zu müssen, wer-
den Entlassungen nicht vermeiden können. Auf der ande-
ren Seite gilt: Bei Entlassungen geht betriebsspezifisches
Erfahrungswissen verloren – und unter Umständen wandert
es ab zur Konkurrenz. Bei Massenentlassungen fallen in
der Regel auch Sozialplankosten an. Aber auch der Wieder-
aufbau der Belegschaft ist mit Kosten für die Suche, Aus-
wahl, Einstellung und Einarbeitung neuer Arbeitskräfte ver-
bunden.

Den Beschäftigten signalisiert Kurzarbeit, dass der Arbeits-
platz in Gefahr ist und Lohneinbußen für einen bestimmten
Zeitraum unvermeidlich sind. Kurzarbeit ist aber auch ein
Zeichen dafür, dass der Arbeitgeber an seinen bewährten
Arbeitskräften festhalten möchte und Chancen sieht, die Ab-
satzkrise zu überwinden. Das ist sinnvoll auch mit Blick auf
die eigentliche Herausforderung, vor der wir in den kommen-
den beiden Jahrzehnten stehen: Überall werden qualifizier-
te Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fehlen. Die Unter-
nehmen sind gegenwärtig dabei zu lernen, dass es oft wirt-
schaftlich von Vorteil ist, qualifizierte und erfahrene Kräfte
über eine krisenbedingte Durststrecke hinweg im Unterneh-
men zu halten. 

Volkswirtschaftlich betrachtet trägt der Einsatz der Kurzar-
beit außerdem erheblich zur Stabilisierung der Binnenwirt-
schaft bei. Er verhindert Massenentlassungen und bannt
kollektive Ängste vor Jobverlust, die mit negativen Auswir-
kungen auf die Kaufkraft und das Konsumverhalten der Bür-
gerinnen und Bürger verbunden wären.

Intelligente Arbeitsmarktpolitik weiß um diese Wirkungs-
zusammenhänge und nutzt dieses Wissen bei der Weiter-
entwicklung des arbeitsmarktpolitischen Instrumentari-
ums. Genau das haben wir mit Augenmaß und zeitlich
strikt befristet getan. Die neuen Regelungen für das Kon-
junkturkurzarbeitergeld gelten bis zum Ende des Jahres
2010. Spätestens dann erwartet die Bundesregierung

62.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  17/2009

5



Zur Diskussion gestellt

nach ihren bisherigen Prognosen eine spürbare Aufwärts-
entwicklung.

Für eine abschließende Bewertung ist es noch zu früh. Aber
die Zwischenbilanz ist eindeutig: Ja, die Folgen dieser Wirt-
schaftskrise für den Arbeitmarkt konnten bisher erfolgreich
abgemildert werden. Dazu hat der Policy-Mix der beiden
Konjunkturprogramme insgesamt beigetragen, in beson-
derem Maße aber das Instrument der Konjunkturkurzar-
beit, eingebettet in verlässliche sozialpartnerschaftliche Ar-
rangements.

Der gemeinsame Einsatz für Arbeit von Bundesregierung,
Arbeitgebern und Gewerkschaften wirkt und verhindert
Schlimmeres. Das zeigt: Wir können mit Sozialpartner-
schaft durch die Krise kommen und die schlechten Prog-
nosen schlagen. Dafür müssen wir weiterhin alles daran
setzen, den Unternehmen zu helfen und Arbeitsplätze zu
erhalten.

Die Chancen liegen auf dem 
Arbeitsmarkt

Die unfreiwillige Arbeitslosigkeit hat sich zu einem gravieren-
den gesellschaftlichen Problem verfestigt. Die offizielle Ar-
beitslosenquote bewegt sich seit mehreren Jahren um die
9%. Hinzurechnen muss man noch die Menschen in Arbeits-
marktprogrammen und die stille Reserve, also diejenigen,
die sich erfolglos um Arbeit bemüht haben und resignieren.
Dann liegt die Quote bei etwa 12%, d.h. mehr als 5 Millio-
nen Erwerbspersonen finden keine Beschäftigung. 

Die jüngste Rezession ist auf dem Arbeitsmarkt noch nicht
voll wirksam geworden. Sie hat den leicht positiven Trend
jäh abgebrochen und stellt die Wirtschaftspolitik vor kaum
lösbare Probleme. Die Unsicherheit über die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung ist nach wie vor groß, weil gewalti-
ge Zusatzlasten auf die Wirtschaft zukommen. Alle Zweige
der Sozialversicherung werden in hohe Defizite hineinlaufen.
Der Druck geht verstärkt in Richtung höherer Staatszuschüs-
se. Die öffentlichen Haushalte weisen aber steigende Defi-
zite aus, obwohl der größte Teil der Neuverschuldung in
den Finanzmarktstabilisierungsfonds und den Investitions-
und Tilgungsfonds ausgegliedert worden ist. 

Der Staat hat auf die Finanzkrise und die Rezession mit
massiven Hilfen reagiert. Dadurch steigt die Staatsverschul-
dung sprunghaft um mehr als 20% auf rund 22 Billionen €.
Allein die dafür zu zahlenden Zinsen belaufen sich für ei-
nen durchschnittlichen Vierpersonenhaushalt auf gut 300 €
monatlich.

Diese außergewöhnlichen Vorbelastungen werden die Be-
schäftigungschancen in den nächsten Jahren stark ein-
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schränken, wenn nicht mit außergewöhnlichen Anstrengun-
gen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik darauf geantwor-
tet wird. Gelingt es nicht, die Verteilungsspielräume deut-
lich auszuweiten, also die Beschäftigung und das Wirt-
schaftswachstum zu steigern, drohen harte Verteilungs-
kämpfe in der Gesellschaft.

Diese Herausforderungen sind nur zu bewältigen, wenn die
Arbeitslosen und Unterbeschäftigten als Potential und nicht
als Problem gesehen werden. Ziel muss es sein, das Arbeits-
kräftepotential voll zu nutzen, um die wirtschaftlichen Leis-
tungen kräftig zu steigern. Nur so können eine breitere Ba-
sis für die eigene Risikovorsorge sowie für Steuern und Ab-
gaben bei unveränderten Abgabesätzen geschaffen und die
Verteilungskonflikte minimiert werden. 

Was ist auf jeden Fall zu unterlassen? Es gibt immer wieder
Versuche, Beschäftigte mit öffentlichen Mitteln dazu zu be-
wegen, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen, wie beispiels-
weise mit der geförderten Altersteilzeit und der Frühverren-
tung ohne Rentenabschläge. Es kann doch nicht richtig sein,
öffentliche Mittel einzusetzen, damit Arbeitnehmer keine Leis-
tungen mehr erbringen. Genau so schädlich ist die Verkür-
zung der Arbeitszeiten durch gesetzliche oder tarifliche Re-
gelungen, von denen der einzelne Arbeitnehmer nicht ab-
weichen kann. Die Bemühungen, das Arbeitsangebot künst-
lich zu verknappen, erhöhen die Abgabenlast der Erwerbs-
tätigen und verringern die Beschäftigungschancen der Ar-
beitslosen.

Ein anderer Irrweg ist der jüngste Trend, in weiteren Be-
reichen der Wirtschaft Mindestlöhne durchzusetzen. Min-
destlöhne lösen nicht sofort und überall Entlassungen aus,
aber sie verringern die Chancen, einen Arbeitsplatz zu be-
kommen. Auf mittlere Sicht berauben sie die Arbeitneh-
mer mit geringer Produktivität ihrer Beschäftigungsmög-
lichkeiten.

Negative Wirkungen gehen auch von den vielfältigen Maß-
nahmen aus, Arbeit zu subventionieren. Damit ist nicht
die Ergänzung des Lohneinkommens durch soziale Hilfen
gemeint, mit denen ein angemessener Mindestlebensstan-
dard gesichert wird, falls der am Markt erzielte Lohn nicht
ausreicht. Gemeint ist vielmehr eine generelle Subvention
wie beim Kombilohn oder bei anderen öffentlich geförder-
ten Tätigkeiten. Gemeint ist auch die Subvention ganzer
Branchen, die nur dank der eingesetzten öffentlichen Mit-
tel Arbeitskräfte einstellen können, die Löhne aber nicht
am Markt erwirtschaften. Würde der Vorschlag verwirklicht,
in dem hochsubventionierten Bereich der erneuerbaren
Energie eine Million Arbeitsplätze zu schaffen, dann müss-
ten die übrigen Wirtschaftsbereiche mit hohen zusätzlichen
Abgaben belastet werden. Das würde zu einem Abbau von
Arbeitsplätzen in der übrigen Wirtschaft führen, noch mehr
Menschen in die Schwarzarbeit treiben und – aufgrund der

ineffizient eingesetzten Arbeitskräfte – die realen Einkom-
men senken.

In der gegenwärtigen Situation mit drastisch gestiegenen
Defiziten in den öffentlichen Haushalten würden zusätzliche
Ausgaben für Subventionen sowie der ineffiziente Einsatz
von Arbeitskräften eine Überwindung der Wirtschaftskrise
und die Rückführung der Neuverschuldung – und erst recht
der Schulden – nahezu unmöglich machen. Die aus den Fu-
gen geratenen öffentlichen Haushalte einschließlich der Son-
derfonds müssen dringend konsolidiert werden.

Voraussetzung für die Sanierung der öffentlichen Haushal-
te sind eine strikte Begrenzung der Ausgaben und der Ab-
bau von Subventionen. Es ist Aufgabe des Bundesfinanz-
ministers, der Landesfinanzminister und der Kämmerer, den
einzelnen Ressorts realistische Einsparziele vorzugeben,
um von der Ausgabenseite einen Beitrag zur Entlastung der
Haushalte zu erreichen. Dabei muss das Ziel, Subventio-
nen abzubauen, eine wichtige Rolle spielen. Ein herausra-
gendes Beispiel ist die Förderung der Energieerzeugung
aus erneuerbaren Quellen. Hier sollte es keine neuen Sub-
ventionszusagen mehr geben, weil sie keinen Beitrag zum
Klimaschutz liefern. Die zulässige Menge an Emissionen
bleibt aufgrund des Zertifikatehandels unverändert. Das
Gleiche gilt für die Subvention der energetischen Sanierung
von Gebäuden. Auch diese Förderung lässt sich weder
mit dem Klimaschutz noch mit der Schaffung von Arbeits-
plätzen begründen. Die Verringerung von Treibhausgasen
wird in Europa durch die Begrenzung der Emissionsrechte
bestimmt.

Der Verkauf von Emissionsrechten trägt im Übrigen dazu
bei, das Steuer- und Abgabensystem zu verbessern. Die Er-
löse dürfen nicht für (unwirksame) Klimaschutzmaßnahmen
zweckgebunden werden, sondern gehören in den Bundes-
haushalt. Die Abgabe auf Emissionen hat grundsätzlich er-
wünschte Wirkungen auf die Entscheidungen der Unterneh-
men und Haushalt, weil sie das Preissystem korrigiert, in-
dem externe Kosten einbezogen werden. Das ist eine idea-
le Einnahmequelle.

Zu denken ist auch an die großzügige Übernahme der Wohn-
und Heizkosten durch die Kommunen. Bei den Heizkosten
sollte so verfahren werden wie bei den übrigen Gütern: Es
sollte ein angemessener Betrag in die Regelsätze eingear-
beitet werden. 

Dann kann der Hilfeempfänger zumindest in Grenzen ab-
wägen, ob er eine größere oder kleinere Wohnung hei-
zen will und damit sein Budget für die sonstigen Güter
verändern. 

Außerdem ist die von den Kommunen voll finanzierte Wohn-
fläche mit 45 Quadratmeter (plus eine 10 bis 20%ige Tole-
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ranz) besonders großzügig ausgefallen. Noch vor wenigen
Jahren wurde davon ausgegangen, dass nicht mehr von
Wohnungsnot gesprochen werden könne, wenn jede Per-
son ein eigenes Zimmer habe. Dieser Anspruch dürfte aber
auch für die Einzelperson bei etwa 25 Quadratmetern er-
füllt sein. Deshalb ist daran zu denken, die vollen Wohn-
kosten bis zu dieser Grenze vollständig zu übernehmen,
dann aber für die jeweils zusätzlichen 5 Quadratmeter ei-
nen um jeweils 20 Prozentpunkte steigenden Eigenanteil
zu verlangen.

Um die Haushaltsdefizite einzudämmen, wird nicht nur von
Politikern, sondern auch von mehreren Wissenschaftlern ei-
ne Erhöhung der allgemeinen Steuern gefordert. Den Wis-
senschaftlern muss man allerdings ins Stammbuch schrei-
ben, dass es ihre Aufgabe ist, zuerst nach Alternativen für
den Abbau der Schulden zu suchen, bei denen die Steuer-
sätze nicht erhöht werden müssen. Höhere Steuer- und Ab-
gabensätze verringern die Anreize, in Deutschland zu inves-
tieren und sich mit Löhnen zufrieden zu geben, von denen
kaum mehr übrig bleibt als die sozialen Leistungen im Fal-
le der Nichtbeschäftigung.

Um die wirtschaftliche Dynamik zu stärken und die Nach-
frage nach Arbeitskräften zu erhöhen, kommt es darauf an,
dass mehr Kapital gebildet wird, um den Vermögensverlust
in der Rezessionsphase wieder wettzumachen. Oder noch
genauer: Wir brauchen dringend haftendes Eigenkapital für
Investitionen in Deutschland. Dafür muss das Steuersystem
geändert werden.

Die positiven Wirkungen der Senkung der Körperschaftsteu-
er zum 1. Januar 2009 werden leider weitgehend kompen-
siert – möglicherweise sogar überkompensiert – durch die
gleichzeitig eingeführte Abgeltungsteuer. Die Idee der Ab-
geltungsteuer ist es, alle Kapitalerträge mit dem pauscha-
len Satz von 25% (plus Solidarzuschlag) zu besteuern. Das
ist gründlich misslungen. Nur die Zinserträge werden ent-
sprechend besteuert, also mit insgesamt 26,4%. Eigenka-
pitalerträge werden dagegen doppelt besteuert, zunächst
auf der Unternehmensebene mit Körperschaft- und Ge-
werbesteuer und im Falle der Ausschüttung noch einmal mit
der Abgeltungsteuer, so dass die Steuern sich insgesamt
auf 48,33% belaufen. 

Noch härter trifft es die Anteilseigner von Unternehmen, wenn
sie sich die Gewinne nicht unmittelbar ausschütten lassen
und irgendwann später Anteile verkaufen. Dann werden die
zunächst im Unternehmen verbliebenen Gewinne ein drit-
tes Mal besteuert, nämlich mit der ebenfalls neu eingeführ-
ten Veräußerungsgewinnsteuer. In diesem Fall steigt die Ge-
samtbelastung der Eigenkapitalerträge auf knapp 62%. Noch
höher wird die reale Besteuerung im Falle einer Inflation, auch
schon bei mäßigen Inflationsraten über mehrere Jahre, weil

die inflationsbedingte Wertsteigerung ebenfalls der Veräu-
ßerungsgewinnsteuer unterliegt. 

Diese diskriminierende Besteuerung des Eigenkapitals führt
dazu, dass die Sparer Geldanlagen mit niedrig besteuerten
Zinserträgen bevorzugen und das Risiko ausbleibender Ge-
winne oder sogar des Kapitalverlustes bei Unternehmens-
anteilen meiden werden. Gerade die aktuelle Rezession hat
den Sparern vor Augen geführt, wie hoch das Risiko des
Vermögensverlustes ist. 

Für eine nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung mit
mehr rentablen Arbeitsplätzen in Deutschland müssen die
Veräußerungsgewinnsteuer wieder abgeschafft und die Ab-
geltungsteuer neutral gestaltet werden. Die Korrektur der
Abgeltungsteuer ist vergleichsweise leicht möglich, wenn
die Besteuerung auf der Unternehmensebene beibehalten
und die nochmalige Belastung im Falle der Ausschüttung
ersatzlos gestrichen wird. Dann würden die Erträge in Per-
sonengesellschaften mit 28,25% und in Kapitalgesellschaf-
ten mit 29,83% nur noch geringfügig höher belastet als die
Zinserträge.

Eine weitere notwendige Korrektur des Steuersystems ist
das Ausschalten der »kalten Progression« bei der Einkom-
mensteuer. Aufgrund der Geldentwertung steigt der Steu-
ersatz auch dann, wenn das reale Einkommen unverändert
bleibt. Die progressive Steuer hat also zur Folge, dass ein
ständig größerer Anteil des Einkommens an den Staat ab-
geführt werden muss, selbst wenn das Realeinkommen nicht
steigt. Davon sind insbesondere die mittleren Einkommen
betroffen. Diese schleichende Steuererhöhung lässt sich am
besten durch eine Indexierung der Bemessungsbasis been-
den. Ob sich außerdem die eigentlich überfällige Rückgabe
von Progressionsgewinnen finanzieren lässt, erscheint ge-
genwärtig eher zweifelhaft.

Schließlich sollte der ermäßigte Steuersatz der Mehrwert-
steuer aufgegeben werden. Die geringere Besteuerung
insbesondere von Lebensmitteln ist keine soziale Wohl-
tat, denn sie kommt allen Bürgern zugute. Am meisten
profitieren diejenigen davon, die sich besonders teure und
qualitativ hochwertige Lebensmittel leisten können. Man
würde auch nicht auf die Idee kommen, alle Wohnungen
um einen bestimmten Prozentsatz zu verbilligen, um ein-
kommensschwache Haushalte zu entlasten. Die sozialpo-
litisch bessere und fiskalisch wesentliche preiswertere Re-
gelung wäre, den ermäßigten Steuersatz zu streichen und
die dadurch eintretende Steuererhöhung über Transfer-
zahlungen an die sozial schwachen Haushalte zurückzu-
führen. Aus den Steuererhöhungen bei den übrigen Haus-
halten könnte der Regelsatz der Mehrwertsteuer um 2 bis
3 Punkte gesenkt werden. Das würde die Anreize stärken,
offizielle wirtschaftliche Tätigkeiten aufzunehmen oder aus-
zuweiten.
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In den Sozialversicherungen wird der Kostendruck vor al-
lem aus demographischen Gründen kräftig steigen. Da die
Beiträge in die allgemeine Abgabenlast eingehen, wird es
notwendig sein, den kapitalgedeckten und privat finanzier-
ten Anteil zu erhöhen und in den Leistungssystemen der
Kranken- und Pflegeversicherung den Wettbewerb zu stär-
ken und damit die Effizienz zu steigern.

Speziell auf dem Arbeitsmarkt muss ein Umdenken zuguns-
ten der Arbeitsuchenden stattfinden. Dazu gehört die Auf-
hebung des gesetzlichen Kündigungsschutzes. Das bedeu-
tet: Die Beschäftigten behalten ihren Kündigungsschutz,
aber die Arbeitsuchenden können abwägen, ob sie einen
weitreichenden Kündigungsschutz vereinbaren oder in man-
chen Fällen auch eine Beschäftigung mit kurzen Kündigungs-
fristen eingehen wollen. Dagegen wird eingewandt, es gä-
be schon hinreichende Möglichkeiten, befristete Verträge
abzuschließen. Das reicht aber deshalb nicht aus, weil die
Arbeitgeber nach Ablauf der Frist, vor der Frage stehen, ob
sie das Risiko einer längeren und damit unbefristeten Be-
schäftigung eingehen können. 

Wenn die Arbeitgeber nicht sicher sind, ob sie dauerhaft
Arbeit für den befristet Beschäftigten haben, werden sie ihn
möglicherweise entlassen, obwohl zu diesem Zeitpunkt Ar-
beit genug vorhanden ist und obwohl es durchaus vorstell-
bar – aber eben nicht sicher – ist, dass noch sehr lange ei-
ne Weiterbeschäftigung möglich sein wird. Der gesetzliche
Kündigungsschutz verhindert in diesen Fällen eine Dauer-
beschäftigung, statt die Beschäftigung zu sichern. Noch ein-
deutiger ist die Negativwirkung des gesetzlichen Kündi-
gungsschutzes, wenn nach einer befristeten Beschäftigung
noch für eine begrenzte Zeit Arbeit vorhanden ist und Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer eine entsprechende Verlänge-
rung anstreben. Sobald dadurch ein Dauerarbeitsverhältnis
entsteht, geht der Arbeitgeber das Risiko ein, mit hohen Kos-
ten belastet zu werden, wenn er das Arbeitsverhältnis be-
enden möchte.

Ein besonders wirksamer Weg, mehr Arbeit zu ermöglichen,
ist es, die Arbeitszeitregelungen im Arbeitszeitgesetz, in den
Tarifverträgen und im Rentenrecht zu lockern. Am Beispiel
der Selbständigen wird deutlich, dass ein Teil der Erwerbs-
tätigen mehr als 40 Stunden in der Woche und auch mit
63 oder 65 Jahren noch weiter arbeiten möchte – gegebe-
nenfalls mit geringerer Stundenzahl. Am Beispiel der Schweiz
sieht man, dass ein höheres Einkommen und ein höherer
Wohlstand möglich sind, und zwar bei geringerer Stunden-
produktivität als in Deutschland. Ein höheres Einkommen er-
gibt sich eben nicht nur aus höheren Stundenlöhnen, son-
dern auch aus zusätzlichen Arbeitsstunden. Pro Kopf der
Bevölkerung arbeiten die Schweizer rund 30% mehr Stun-
den als die Deutschen.

Kurzarbeit – ein bislang erfolgreiches
Instrument zur Abfederung der 
Krisenfolgen

Bei der Mitte 2008 eingesetzten Wirtschaftskrise handelt
es sich im Kern um eine Nachfragekrise. Im Zusammenhang
mit der weltweiten Finanzkrise brachen die Absatzmärkte
in einem in der Geschichte der BRD bisher noch nicht er-
folgten Ausmaß ein, vor allem bei den im internationalen
Wettbewerb bisher strukturell starken Exportbranchen. Ge-
wichtige negative Effekte für die Nachfrage auf dem Binnen-
markt, vor allem die Konsumnachfrage, sind bis Mitte 2009
noch nicht eingetreten.

Die befürchteten Auswirkungen der Krise auf den Arbeits-
markt sind bislang ausgeblieben. Die vom Nachfrageausfall
betroffenen Betriebe haben im Spektrum der Instrumente
externer und interner Flexibilität vor allem auf die interne
numerische Flexibilität des Arbeitsvolumens gesetzt. Zwar
kam es zu einem Anstieg der Zahl der registrierten Arbeits-
losen von Juni 2008 auf Juni 2009 um 8% auf 3,4 Millio-
nen. Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisse blieb jedoch relativ stabil, nur Leiharbeit
wurde kräftig reduziert. Das betriebliche Arbeitsvolumen wur-
de offenkundig primär durch eine Verkürzung der Arbeits-
zeit verringert. Die Zahl der Überstunden wurde stark ein-
geschränkt. Vor allem hat die öffentliche Förderung von Kurz-
arbeit bei voraussichtlich vorübergehendem Arbeits- und
Entgeltausfall mit dem Kurzarbeitergeld dazu beigetragen,
dass die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf
den Arbeitsmarkt im internationalen Vergleich betrachtet bis-
her wenig dramatisch erscheinen. Die Krisenfolgen wurden
also bisher insbesondere mit Kurzarbeit »abgefedert«. Frag-
lich ist, ob dies auch weiterhin möglich sein wird, oder ob
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bei einer andauernden wirtschaftlichen Schwäche auf den
Absatzmärkten Entlassungen in größerem Umfang unver-
meidbar werden. 

Erleichterung der Inanspruchnahme des 
konjunkturellen Kurzarbeitergeldes

Mit dem Kurzarbeitergeld sollen bei einem voraussicht-
lich vorübergehenden Arbeitsausfall bestehende sozial-
versicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse gesichert wer-
den. Bei einem endgültigen Arbeitsausfall infolge einer
Betriebsänderung sollen dagegen Übergänge in neue Be-
schäftigung erleichtert werden (»Transferkurzarbeit«). Vor-
aussetzung für die Einführung konjunktureller Kurzarbeit
ist, dass zuvor alle betrieblichen Möglichkeiten zur Ver-
meidung des Arbeitsausfalls genutzt werden. Als vermeid-
bar gilt ein Arbeitsausfall, der z.B. durch bezahlten Ur-
laub oder durch die Nutzung von im Betrieb zulässigen
Arbeitszeitschwankungen kompensiert werden kann. Das
Kurzarbeitergeld konnte bisher gezahlt werden, wenn
mindestens ein Drittel der Belegschaft eines Betriebes
oder einer Betriebsabteilung von einem Entgeltausfall von
mehr als 10% des Bruttoentgelts betroffen waren. Die Si-
cherung der Arbeitsverhältnisse ist nicht umsonst zu ha-
ben. Die Kurzarbeitenden erhalten für die Ausfallzeit ei-
nen Lohnersatz analog der Höhe des Arbeitslosengeldes.
Der Betrieb hatte seit 1994 die Sozialversicherungsbei-
träge bezogen auf 80% des Entgeltausfalls vollständig zu
tragen.

Die Anforderung zur vorherigen Nutzung aller anderen Mög-
lichkeiten betriebsinterner Flexibilität und die Verteuerung
der Kurzarbeit zu Beginn der neunziger Jahre hatten dazu
beigetragen, dass seitdem konjunkturelle Kurzarbeit nur noch
in relativ geringem Umfang genutzt wurde. Im Jahr 1993
stieg die Zahl der aus konjunkturellen Gründen Kurzarbei-
tenden noch auf 870 000, ging danach kräftig zurück, stieg
erst wieder in der Rezession 2002/3 auf dann 180 000 und
sank bis 2007 auf nur noch 26 400.

Folgerichtig zielt die seit Ende 2008 schrittweise eingeführ-
te und bis Ende 2010 befristete Neuregelung von konjunk-
tureller Kurzarbeit auf eine Erleichterung der Inanspruchnah-
me. Kurzarbeit ist nun auch dann möglich, wenn weniger
als ein Drittel der Beschäftigten vom Entgeltausfall betrof-
fen sind. Die maximale Bezugsfrist des Kurzarbeitergeldes
wurde auf 24 Monate ausgeweitet. Den kurzarbeitenden Be-
triebe werden die bisher von ihnen allein zu tragenden So-
zialversicherungsbeiträge in den ersten sechs Monaten zur
Hälfte und ab dem siebten Monat voll erstattet. Werden in
mindestens 50% der Ausfallzeit Qualifizierungsmaßnahmen
durchgeführt, dann können dem Unternehmen die Sozial-
versicherungsbeiträge bereits in den ersten sechs Mona-
ten vollständig erstattet werden.1

Entlastung des Arbeitsmarktes durch 
konjunkturelle Kurzarbeit

Wie erhofft nahmen viele Betriebe bzw. Unternehmen das
ihnen erleichterte Angebot zur Einführung konjunktureller
Kurzarbeit gemäß § 170 SGB III an. Im Jahr 2008 gab es
einen durchschnittlichen Bestand von 57 700 Kurzarbeiten-
den in 4 360 Betrieben mit voraussichtlich vorübergehen-
dem Arbeitsausfall. Im ersten Quartal 2009 stieg die Zahl
der aus konjunkturellen Gründen Kurzarbeitenden kräftig an
und erreichte im März einen Bestand von 1,124 Millionen in
36 200 Betrieben. Aufgrund einer Untererfassung der Be-
triebsmeldungen konnte die BA bislang keine Daten zum
zweiten Quartal 2009 vorlegen. Nach einer Schätzung der
BA-Statistik kann für die Monate April bis Juni ein durch-
schnittlicher Bestand von 1,42 Millionen angenommen wer-
den (Stand 1. September 2009).

Bei dem durchschnittlichen Arbeitsausfall von 32,5% ent-
sprach der Umfang der Kurzarbeit im März 2009 einem Be-
schäftigungsäquivalent von rund 365 000 Personen. Nimmt
man an, dass ohne die Kurzarbeit etwa 75% in offene Ar-
beitslosigkeit wechseln würden (ein Viertel dagegen in die
Stille Reserve – so die Struktur der Unterbeschäftigung 2008),
dann wurde mit der Kurzarbeit die Arbeitslosenzahl in Hö-
he von ungefähr 274 000 Personen entlastet. 

Die hohe Inanspruchnahme des konjunkturellen Kurzarbei-
tergeldes und die dazu als Vorbedingung ausgeschöpfte Ar-
beitszeitflexibilität in den Betrieben haben wesentlich dazu
beigetragen, dass der massive Einbruch auf den Finanz- und
Gütermärkten bisher nicht auf den Arbeitsmarkt durchge-
schlagen ist. Mit dem Instrument des Kurzarbeitergeldes bei
voraussichtlich vorübergehendem Arbeitsausfall konnten al-
so schwerwiegende Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt
vermieden werden. 

Dieser positiven Bewertung der Neuregelungen konjunk-
tureller Kurzarbeit stehen jedoch kritische Stimmen gegen-
über. Demzufolge könnten viele kurzarbeitende Betriebe
die finanzielle Belastung durch die Kurzarbeit nicht länge-
re Zeit überstehen. Kurzarbeit sei ein Instrument, mit dem
ein Stellenabbau zwar verzögert, aber nicht verhindert wer-
den könne (z.B. Schmidt und Kluve in Spiegel online, 6. Au-
gust 2009). Zudem bestehe die Gefahr, dass die Kurzar-
beit den wirtschaftlichen Strukturwandel behindert, weil
der Arbeitsausfall nicht selten strukturell bedingt und des-
halb endgültig sei (z.B. Eichhorst und Marx 2009). Falls
es nicht zu einem baldigen und schnellen Aufschwung kom-
me, müsse bereits für den Herbst dieses Jahres damit
gerechnet werden, dass Betriebe die Kurzarbeit beenden
und ihre Beschäftigten entlassen. Allerdings fehlen empi-
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risch begründete Argumente, mit denen diese Annahmen
belegt werden könnten.

Kurzarbeit als Brücke zum Aufschwung

Mit der Verlängerung der maximalen Bezugsfrist des Kurz-
arbeitergeldes auf 24 Monate wurde versucht, eine Brücke
über das ausgedehnte konjunkturelle Tal zu bauen. Unge-
wöhnlich ist dieser lange Zeitraum nicht. Seit den neunzi-
ger Jahren war die Bezugsfrist des konjunkturellen Kurzar-
beitergeldes relativ durchgängig auf 12, 15 oder gar 18 Mo-
nate verlängert worden. Die Antwort auf die Frage, ob der
Brückenschlag zum wirtschaftlichen Aufschwung gelingt,
hängt primär davon ab, ob und wann es dazu kommt. Das
Argument, mit länger andauernder Kurzarbeit werde immer
unsicherer, ob die Betriebe die Kosten der Kurzarbeit wei-
ter tragen können, erscheint zwar plausibel, aber es bleibt
ebenso spekulativ wie die These vom strukturkonservie-
renden Effekt der Kurzarbeit. 

Die Einführung von Kurzarbeit zeigt zunächst, dass sich die
mit ihr verbundenen Kosten aus betrieblicher Sicht rech-
nen in Alternative zur ansonsten anfallenden Lohnfortzah-
lung während der Kündigungsfristen, weiteren Entlassungs-
kosten sowie späteren Kosten der Wiederbeschaffung und
ggf. Einarbeitung neuer Arbeitskräfte einschließlich der im
Aufschwung darüber verlorenen Zeit im Wettbewerb mit
Marktkonkurrenten (vgl. Bach und Spitznagel 2009). Ohne-
hin schwache Betriebe bzw. Unternehmen werden dage-
gen angesichts der nicht absehbaren wirtschaftlichen Ent-
wicklung und einer ihnen fehlenden Gewissheit über den
vorläufigen Charakter ihres Arbeitsausfalls darauf von vorn-
herein verzichten, um sich mit den Remanenzkosten nicht
völlig zu verausgaben. Dieses Risiko dürfte mit den neuen
Regelungen zur vollständigen Übernahme der Sozialversi-
cherungsbeiträge durch die BA erheblich gemindert worden
sein. Für längere Zeiträume von Kurzarbeit – eventuell auch
mit zwischenzeitlichen Phasen von Vollarbeit etwa bei einem
W-Verlauf der Konjunktur – ist die betriebsindividuelle Pro-
blemlage generell schwer antizipierbar. Zudem können Be-
schäftigte auch nach Beendigung der Kurzarbeit bei verrin-
gertem Arbeitsvolumen gehalten werden – z.B. im Rahmen
tariflicher oder betrieblicher Vereinbarungen zur Reduzierung
der Arbeitszeit (vgl. Bispinck 2009).

Es fehlen Untersuchungen zu den betrieblichen Kalkülen und
Effekten von konjunktureller Kurzarbeit in der Vergangen-
heit. Auch die mit dem IAB-Betriebspanel für das Jahr 2003
erfolgte empirische Analyse zu Kurzarbeit kann dazu nicht
beitragen (vgl. Deeke 2005). Zwar wurde ermittelt, dass
Betriebe mit Kurzarbeit ein breiteres Spektrum von Instru-
menten interner und externer Flexibilität nutzen als Betrie-
be ohne Kurzarbeit in vergleichbarer wirtschaftlicher Situa-
tion. Der Vergleich der Beschäftigungsentwicklung sowie

der Fluktuation in Betrieben mit und ohne Kurzarbeit ergab,
dass mit der Kurzarbeit offenkundig Entlassungen vermie-
den wurden und die Beschäftigung stabilisiert werden konn-
te. Aber die hier interessierende Frage nach der Tragfähig-
keit lang andauernder Kurzarbeit kann mit dem Betriebs-
panel nicht beantwortet werden, weil darin Angaben zur rea-
lisierten Dauer der Kurzarbeit und zum Umfang der Ausfall-
zeiten fehlen.

Auch zur Frage nach einem eventuell strukturkonservie-
renden Effekt von Kurzarbeit fehlen aktuell empirische Stu-
dien. Von manchen Autoren wird als Beleg auf die Kurzar-
beit während der Wende in Ostdeutschland verwiesen (z.B.
Eichhorst und Marx 2009, 324). Diese habe gezeigt, dass
Arbeitsplätze nicht gesichert werden können. Aber der da-
mals umfängliche Einsatz von Kurzarbeit mit Sonderrege-
lungen hatte gar nicht das unterstellte Ziel, einen vorüber-
gehenden Arbeitsausfall abzufedern. Vielmehr diente die
strukturelle, nicht konjunkturell begründete Kurzarbeit als
sozialpolitisch intendierter Fallschirm beim umfangreichen
Arbeitsplatzabbau in der Wende. Deshalb gehen darauf
bezogene Einschätzungen der heutigen konjunkturellen
Kurzarbeit fehl.

Grundsätzlich besteht das Problem, dass in der Regel nicht
vorhersehbar ist, ob konjunkturell begründete Kurzarbeit
mehr oder weniger auch strukturell bedingt ist und des-
halb potentiell den strukturellen Wandel hemmt. Struktu-
relle Problemlagen lassen sich in der Regel empirisch letzt-
lich nur ex post belegen, wie einschlägige Studien anläss-
lich entsprechender Diskussionen über Kurzarbeit in den
neunziger Jahren gezeigt haben (vgl. dazu Deeke 2009,
449 f.). Wollte man dies angesichts einer unsicheren kon-
junkturellen Entwicklung gleichwohl vorab entscheiden, so
bliebe nur die Alternative von Entlassungen.2 In einer Si-
tuation von Vollbeschäftigung wäre vorstellbar, dass damit
ökonomisch wünschenswerte Mobilität auf dem Arbeits-
markt induziert wird. Bei der heutigen Situation hoher Ar-
beitslosigkeit droht eher Langzeitarbeitslosigkeit. Nur weil
grundsätzlich keine völlige Gewissheit über den Erfolg der
Kurzarbeit als Brücke über das konjunkturelle Tal besteht,
sollte nicht das alternative und letztlich ökonomisch und so-
zial kostenträchtigere Risiko länger andauernder Arbeits-
losigkeit eingegangen werden.

Produktive Potentiale von Kurzarbeit

Im internationalen Vergleich betrachtet, hat die berufliche
Weiterbildung von Beschäftigten in Deutschland nur einen
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relativ geringen Stellenwert. Zudem sind insbesondere ge-
ringer Qualifizierte unterrepräsentiert. Wenn es in konjunk-
turellen Hochphasen manchen Betrieben schwer fallen mag,
ihre Beschäftigten für Weiterbildung freizustellen, so müss-
te es ihnen im konjunkturellen Tal eher leicht fallen. Dazu gibt
es Förderangebote der BA (das Programm WeGebAU), die
aber bisher relativ wenig angenommen wurden. Zusätzli-
che Chancen auf Weiterbildung bieten sich in der Ausfall-
zeit bei Kurzarbeit, vor allem, wenn diese in größerem Um-
fang länger andauert.

Seit vielen Jahren können Qualifizierungsmaßnahmen wäh-
rend Kurzarbeit bei endgültigem Arbeitsausfall (Transferkurz-
arbeit) aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds gefördert
werden, nicht jedoch eine Qualifizierung während konjunk-
tureller Kurzarbeit. Dies wurde Ende letzten Jahres mit ei-
ner neuen ESF-Richtlinie des Bundes geändert. In den Jah-
ren 2009 und 2010 kann die Qualifizierung von Kurzarbei-
tenden während der Ausfallzeiten finanziell unterstützt wer-
den. Daneben wurden auch die gesetzlichen Fördermög-
lichkeiten für Geringqualifizierte in Kurzarbeit bei vorüber-
gehendem Arbeitsausfall ausgebaut.

Trotz dieser neuen Anreize konnte zunächst nicht erwartet
werden, dass dies in den ersten Monaten von 2009 in grö-
ßerem Umfang aufgegriffen würde. Zunächst stand die Or-
ganisation der Kurzarbeit selber wohl im Vordergrund des
Interesses der Betriebe. Qualifizierung braucht einen länge-
ren planerischen und organisatorischen Vorlauf. Betriebe
und Träger müssen zum Teil erst noch modulare Konzepte
für eine flexible Nutzung der Ausfallzeiten entwickeln. Von
Jahresbeginn bis Ende August 2009 gab es allein mit Hilfe
des ESF mehr als 30 000 Eintritte in Qualifizierungsmaßnah-
men während konjunktureller Kurzarbeit (vorläufiger Daten-
stand). Angesichts der hohen Zahl der Kurzarbeitenden ist
dies nicht viel. Durch Vereinfachungen des Förderrechts ins-
besondere bei der SGB-III-Förderung Geringqualifizierter so-
wie durch intensivierte Beratung und Qualifizierungsverbün-
de von Betrieben könnte vermutlich mehr erreicht werden.
So gesehen hat Kurzarbeit nicht nur eine befristete beschäf-
tigungssichernde Funktion, sondern kann mit Qualifizierungs-
maßnahmen in der Ausfallzeit auch zur betrieblichen Anpas-
sung an einen wirtschaftstrukturellen Wandel beigetragen
werden.
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Beschäftigungskrise: Wie können die
Folgen für den Arbeitsmarkt abgefedert
werden?

Die schwere Finanz- und Wirtschaftskrise hat zu nicht ge-
kannten Auftragseinbrüchen insbesondere in den wettbe-
werbsstarken und exportorientierten Sektoren geführt. Den-
noch ist die Arbeitslosigkeit bisher weniger stark angestie-
gen als in vielen anderen Industrienationen. Dies ist insbe-
sondere darauf zurückzuführen, dass in Deutschland Ar-
beitszeitkonten und Kurzarbeit als betriebsinterne Flexibili-
tätsinstrumente intensiv genutzt und Beschäftigung – zu-
mindest vorübergehend – so gesichert werden konnte. In
Ländern hingegen, die stärker auf »externe Flexibilität« wie
befristete Beschäftigung und niedrigen Kündigungsschutz
setzen, stieg die Arbeitslosigkeit weit stärker. Doch auch bei
uns sind die Risiken einer längeren Rezession beachtlich.
Auch wenn einige konjunkturelle Indikatoren sich nicht wei-
ter eintrüben sollten, steht das Schlimmste am Arbeitsmarkt
noch bevor.

Vorrangig muss jetzt die Weltwirtschaft möglichst nachhal-
tig stabilisiert, zugleich neue Exzesse an den Finanzmärk-
ten verhindert und den krisengeschüttelten Betrieben die
notwendigen liquiden Mittel durch die Geschäftsbanken
zur Verfügung gestellt werden. Nur wenn den Unterneh-
men die Luft nicht ausgeht, um Beschäftigung auch im tie-
fen Krisental möglichst zu halten, können die arbeitsmarkt-
politischen Hilfen zur personellen Stabilisierung voll wirksam
werden. 

Marktliberalisierung hat versagt

Es ist offensichtlich, dass die Finanzkrise durch eine konti-
nuierliche Marktliberalisierung und deren Versagen verur-

sacht wurde, die mehr als zwei Jahrzehnte lang als wirt-
schaftspolitisches Credo galt. Mit der Öffnung der Kapital-
märkte entstanden lukrative Anlagemöglichkeiten und Märk-
te, die Spekulationsblasen vergrößerten und zum Platzen
brachten. Dies ging einher mit einem Versagen des Risiko-
managements, dass kurzfristiges Denken und Profitstre-
ben förderte und langfristige Risiken vollkommen unter-
schätzte. Aber auch öffentliches wie privates Aufsichtssys-
tem der Finanzmärkte haben versagt. Insbesondere dort,
wo Private-Equity-Investoren Betriebe mit Schulden über-
zogen, zeigen sich jetzt die negativen Folgen.

Die Analysen des IWF zeigen jedoch, dass die durch die Fi-
nanzkrisen verursachten Abschwungsphasen meist schwe-
rer sind und länger dauern. Damit die Risiken bewältigt wer-
den können, müssen national wie international die Grund-
lagen für nachhaltiges und faires Wirtschaften weit über die
Arbeitsmarktpolitik hinaus verbessert werden.

Viel zu lange wurde eine von staatlichem Einfluss »freie Markt-
wirtschaft« gefordert. Doch jetzt wird offenbar, dass nicht
nur im Bankensektor Exzesse verhindert werden müssen
und die Hoffnung auf Selbstregulierung von Märkten und
Sektoren vielfach nicht trägt. Der Staat kann und darf nicht
nur Reparaturbetrieb von Marktversagen sein, sondern muss
zwingend auch die Weichen stellen und die Richtung stär-
ker weisen für gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwick-
lungen. Es geht dabei keinesfalls nur um öffentliche Mittel,
sondern um Spielregeln und Leitplanken, die längerfristi-
gen sozialen und ökologischen Erfordernisse stärker Rech-
nung tragen. Eine langjährige ökonomistisch verkürzte De-
batte und die Jagd nach der schnellen Rendite versperren
hingegen den Blick für gangbare Alternativen.

Stellenwert der Arbeitsförderung

In der Krise rückt einmal mehr die Arbeitsmarktpolitik in
den Mittelpunkt des Interesses. Ebenso wie beim Umstruk-
turierungsprozess in den neuen Ländern ist sie jetzt ge-
fragt. Sie könnte aber schnell überfordert werden, wenn
in den makroökonomischen Politikfeldern keine ursachen-
orientierte Politik betrieben wird. Arbeitsmarktförderung ist
nur sehr bedingt in der Lage, Arbeitsplätze zu schaffen.
Hier sind vorrangig Maßnahmen der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik gefordert. Je länger der Nachfrageeinbruch an-
hält, desto weniger kann ein Rückgang der Beschäftigung
– allen arbeitsmarktpolitischen Initiativen zum Trotz – ver-
hindert werden. 

Kurzarbeit kann – so erfolgreich sie kurzfristig auch ist – ei-
nen krisenbedingten Arbeitsplatzabbau allenfalls verschie-
ben, nicht jedoch vollständig verhindern. Die durch arbeits-
marktpolitische Überbrückungsmaßnahmen gewonnene Zeit
muss dringend genutzt werden, um beschäftigungspoliti-
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sche Brücken zu stabilisieren und auszubauen sowie alter-
native Pfade einzuschlagen. Denn auf absehbare Zeit dro-
hen mehr Arbeitsplätze wegzubrechen als neue entstehen.
Der Beitrag der Arbeitsförderung zur Krisenbewältigung soll-
te insbesondere folgende Prioritäten umfassen:

• Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze,
• Beitrag zu alternativer Beschäftigung,
• Anhebung des Qualifikationsniveaus,
• gute statt prekäre Arbeit,
• Abbau von sozialer Ungleichheit und angemessene Ein-

kommenssicherung,
• gerechte Finanzierung von Krisenlasten.

Sicherung von Arbeitsplätzen

Nach Jahren betrieblicher Traumrenditen gilt es jetzt, Mas-
senentlassungen möglichst zu verhindern. Vielerorts ringen
Gewerkschafter, Betriebsräte und Betriebe gemeinsam hier-
um. Es geht völlig an den Problemen der Praxis vorbei, wenn
jetzt teils schon wieder reflexartig ein Abbau des Kündigungs-
schutzes und der Rechte von Betriebsräten gefordert wird.
Gefragt sind vielmehr Konzepte für den Fall, dass Kurzar-
beit allein die Beschäftigung nicht mehr sichern kann. Bei
stagnierendem oder sogar schrumpfendem Arbeitsvolumen
ist eine (vorübergehende) Arbeitszeitreduzierung sinnvoll, um
Massenarbeitslosigkeit entgegenzwirken. Neben Überlegun-
gen zu einer Modifizierung der BA-geförderten Altersteilzeit
sollte eine Reduzierung der Arbeitszeit – beschränkt auf
die Dauer der Krise – ermöglicht werden. Damit sollten Ar-
beitgeber im Einvernehmen mit den betroffenen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern in die Lage versetzt werden,
die Arbeitszeit vorübergehend zu reduzieren und so dem ge-
ringeren Arbeitsanfall anzupassen, ohne dass es zu Kündi-
gungen kommt. Dies könnte insbesondere auf Betriebe zie-
len, die die Kurzarbeitregelung bereits ausgeschöpft haben.
Eine öffentliche Förderung als Flankierung solcher Initiati-
ven erscheint sinnvoll.

Soweit Entlassungen nicht verhindert werden können, sol-
len und müssen auch Transfergesellschaften wichtige Hil-
festellungen bei den Wiedereingliederungsbemühungen und
der Suche nach einem neuen Arbeitsverhältnis leisten. Da-
mit dieses Ziel besser verfolgt werden kann, sollten die Be-
triebsparteien zu einer frühzeitigen Beratung durch die Ar-
beitsagenturen verpflichtet werden und qualitative Mindest-
standards für die Transfergesellschaft vorgeschrieben wer-
den. Zugleich sollte die Förderdauer generell auf zwei Jah-
re verlängert werden; dies ist insbesondere notwendig, da-
mit Qualifizierungsmaßnahmen zu einem beruflichen Ab-
schluss führen können. Um die betrieblichen Aussiebpro-
zesse bei evtl. Ausgliederung und Wiedereinstellung von Be-
schäftigten des Betriebes nicht noch zu forcieren, wird eine
sehr offenes und unkonditioniertes Wahlrecht des Betriebes

zum Rücklauf von Arbeitskräften als wenig zielführend an-
gesehen.

Neue und alternative Beschäftigung schaffen

Dies sollte mit einer Neuausrichtung der Industriepolitik so-
wie der Bildungs- und Familienpolitik einhergehen. Nach-
holbedarf gibt es beispielsweise bei sozialen Dienstleistun-
gen, wie der Kinderbetreuung und Erziehung, der Kranken-
und Altenhilfe sowie im Bildungs- und Gesundheitsbereich.
All das sind Aufgaben, die sich nur schlecht über den Markt
lösen lassen. Im Vergleich mit den skandinavischen Ländern
zeigen sich hier große Beschäftigungspotentiale, die es vie-
len Beschäftigten ermöglichen, Beruf und Familie besser
zu verbinden.

Neue Technologien und Innovationen können ebenso mit
einem Schub zur industriellen Modernisierung verbunden
werden. Die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und
die Zukunftsfähigkeit von Arbeitsplätzen werden immer
mehr davon abhängen, wie die Technologien und Strate-
gien zur Energie- und Ressourceneinsparung genutzt wer-
den. Zu den Branchen, in denen Energie eine Schlüssel-
rolle spielt, zählen z.B. Transport und Verkehr, Gebäude-
technik, energieintensive Industrien, Maschinen- und An-
lagenbau, Informationstechnologie und die Energiewirt-
schaft selbst. Innovationen und Investitionen in diesen Be-
reichen sind eine qualitative Alternative zu bloßen Kosten-
senkungsstrategien. 

Die Forschung und die Innovationen sind auszubauen, da-
mit die komparativen Vorteile in Sektoren mit hoher Wert-
schöpfung möglichst erhalten bleiben. Um einen Markt
mit schadstoffärmeren Produkten und Diensten zu schaf-
fen, muss sich nicht zuletzt das Verhalten der Verbraucher
ändern. 

Preise, die die realen Kosten widerspiegeln und steuerliche
Maßnahmen, die Umweltverschmutzung und Energiever-
brauch berücksichtigen, haben einen weit größeren Einfluss
auf den Strukturwandel, als es arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen haben können. Es geht keinesfalls immer um öf-
fentliche Investitionen, sondern auch um staatliche Stan-
dards und Anreize, die beispielsweise über aussagefähige
Gütesiegel oder eine weiterentwickelte Netzaufsicht bzw.
Rahmenbedingungen zum Ausbau des Energienetzes pri-
vate Initiativen fördern könnte.

Anhebung des Qualifikationsniveaus

Wenn Deutschland weiterhin ein international wettbewerbs-
fähiger Standort bleiben will, muss Bildung allgemein und
im Betrieb eine größere Rolle spielen. Wir brauchen entspre-
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chend qualifizierte Menschen, deren Leistung nicht so schnell
woanders zu kopieren ist. Die Ausbildung von Kindern und
Jugendlichen muss ebenso verbessert werden, wie die Fort-
bildungsmöglichkeiten für Erwachsene.

Die Bildungsexpansion vergangener Jahre ist längst einer
Bildungsstagnation gewichen. Die Kombination von Kurz-
arbeit und Weiterbildung bietet die Chance, einige Versäum-
nisse der Vergangenheit auszubügeln. Deutschland nimmt
im internationalen Vergleich bei der betrieblichen Weiterbil-
dung einen Platz in der unteren Mitte ein, deutlich hinter Län-
dern wie Dänemark, Schweden, Frankreich oder Großbri-
tannien. In der Weiterbildung während der Kurzarbeit sollte
geklotzt und nicht gekleckert werden. Über die Förderung
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung hinaus ist eine steu-
erfinanzierte und konzentrierte Bildungsaktion von Bund und
Ländern zum Abbau schulischer Defizite überfällig. Doch
es bleibt nach wie vor schleierhaft, wie sie dies erreichen
wollen. Die Arbeitslosenversicherung beispielsweise wird
massiv belastet, weil wir beim Abbau der fast 80 000 Schul-
abbrecher pro Jahr und einer besseren Integration von Mig-
rantenkindern kaum weiter kommen.

Diejenigen, die frühzeitig das Bildungssystem verlassen und
nur eine niedrige formale Qualifikation haben, müssen drin-
gend als Erwachsene eine »zweite Chance« auf Erwerb ei-
nes formellen Abschlusses erhalten. Maßnahmen, Kosten
und Lebensunterhalt beim Nachholen schulischer und be-
ruflicher Abschlüsse von Erwachsenen sollten ebenso wie
beim Meister-Bafög heute schon als Zuschuss oder auf Dar-
lehensbasis gefördert werden können.

Gute statt prekäre Arbeit

Die Zunahme prekärer Beschäftigung und Armut trotz Er-
werbstätigkeit sind Alarmsignale, die nicht länger ignoriert
werden können. Auch im letzten Wirtschaftsaufschwung hat
sich der Niedriglohnsektor ausgeweitet. Besonders schlecht
zahlen insbesondere einige auf den Binnenmarkt ausgerich-
tete Dienstleistungssektoren wie das Gastgewerbe, wo gut
die Hälfte aller Vollzeitbeschäftigten im Niedriglohnsektor tä-
tig ist, und sogar drei Viertel der atypisch Beschäftigten.
Rund 360 Mill. € monatlich muss der Staat allein über Hartz
IV aufwenden, um allein sozialversichert Beschäftigten das
gesellschaftliche Existenzminimum zu sichern. Die flächen-
deckende Verankerung von Mindestlöhnen nicht unter 7,50 €
würde den Staat nicht nur finanziell entlasten, sondern könn-
te zugleich ein Beitrag zur notwendigen Stützung der Bin-
nenkonjunktur sein.

Neu geregelt werden müssen ebenso die Rahmenbedin-
gungen für Leiharbeit. Durch die Aufhebung des Synchro-
nisationsverbots hat sich das Entlassungsrisiko für Leihar-
beitskräfte wie in keiner anderen Branche erhöht. Die Ver-

leiher selbst müssen nahezu kein personalpolitisches Risi-
ko mehr tragen und verlagern es auf Beschäftigte bzw. Ar-
beitslosenversicherung. Handlungsbedarf ist auch deshalb
gegeben, weil Leiharbeit gezielt zum Ersatz regulärer Be-
schäftigung genutzt wird.

Ebenso sollte die Humanisierung der Arbeitswelt wieder
auf die Tagesordnung gesetzt werden, damit mehr Men-
schen in Würde und gesund die gesetzliche Altersgrenze er-
reichen. Der demographische Wandel zeigt hier ebenso wie
bei der Ausbildung der Jugendlichen, dass kurzfristige und
längerfristige Herausforderungen dicht bei einanderliegen
und mit weit mehr Nachdruck angegangen werden müssen.

Abbau von sozialer Ungleichheit und Armut

Das Wachstum von Einkommensungleichheit und Armut
in den letzten Jahren hat zur Schwächung der Binnenkon-
junktur beigetragen und die Exportlastigkeit der deutschen
Wirtschaft begünstigt. Eine Fortsetzung dieser Politik ver-
knüpft mit sozialpolitischen Einschnitten wäre ökonomisch
sehr risikoreich und kann den sozialen Sprengstoff fördern.
Die Lohnbildung sollte keinesfalls länger hinter dem Pro-
duktivitätstrend zurückbleiben, sondern wieder daran an-
schließen, damit der Inlandskonsum möglichst nicht noch
einbricht.

Eine ganz neue Krisenerfahrung ist, dass viele Erwerbstä-
tige bei Arbeitslosigkeit oftmals nicht mehr in den Schutz
der Arbeitslosenversicherung kommen oder schnell ins
Hartz-IV-System abrutschen oder keine Unterstützungs-
leistungen erhalten. Bereits jeder dritte der ehemals Er-
werbstätigen wird bei Verlust des Jobs hilfebedürftig und
rutscht ins Hartz-IV-System. Viele könnten von Hartz IV ver-
schont bleiben, wenn die gültige zweijährige Rahmenfrist
für die notwendigen Beitragszeiten zumindest um ein Jahr
verlängert würde. Darüber hinaus muss der Schutz der Ar-
beitslosenversicherung dringend ausgebaut werden, vor al-
lem dann, wenn die Krise länger andauert. Nur ein gutes
Drittel aller registrierten Arbeitslosen erhält aktuell noch Ar-
beitslosengeld. Lohnersatzleistungen sollten in der Krise
länger gezahlt werden.

Gerechte Finanzierung von Krisenlasten

Die Finanz- und Wirtschaftskrise reißt riesige Löcher in die
öffentlichen Haushalte. Die finanziellen Rücklagen der Ar-
beitslosenversicherung, die bei guter Konjunktur in den
letzten drei Jahren aufgebaut werden konnten, werden
jetzt in nur einem Jahr nahezu aufgezehrt. Sehenden Au-
ges wird die Arbeitslosenversicherung in eine Schulden-
situation getrieben, aus der sie in den nächsten Jahren
aus eigener Kraft nicht mehr herauskommen wird. Wie
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kein anderer öffentlicher Haushalt hat sie bei guter Kon-
junktur zwar finanzielle Vorsorge betrieben, wird jetzt aber
in der Finanz- und Wirtschaftskrise mit den finanziellen
Folgen allein gelassen.

Konjunkturbedingte Defizite der Arbeitslosenversicherung
werden seit 2006 nicht mehr durch steuerliche Zuschüsse
ausgeglichen, sondern nur noch als rückzahlbare Darlehen
des Bundes zur Verfügung gestellt. Dabei kommt der Defi-
zithaftung des Bundes für unerwartete konjunkturbedingte
Ausgabeüberhänge der Arbeitslosenversicherung die zen-
trale Aufgabe zu, auch gesetzliche Pflichtleistungen in
schwierigen Zeiten erfüllen zu können. Die Defizithaftung
muss schnellstens wieder eingeführt werden, wenn die kon-
junkturelle Stabilisierungsfunktion der Arbeitslosenversiche-
rung nicht außer Kraft gesetzt werden soll.

Der Verwaltungsrat der BA hat die Abschaffung dieser staat-
lichen Defizithaftung ebenso wie DGB und BDA »entschie-
den abgelehnt«. Zugleich betonen sie, dass die besonde-
ren Lasten der Arbeitslosenversicherung in der aktuellen
Wirtschaftskrise »wie andere Fördermaßnahmen von Bund,
Ländern und Kommunen auch aus Steuermitteln finanziert
werden (müssen)« (Erklärung des BA-Verwaltungsrats vom
8. Mai 2009). Wer jedoch die Frage nach einer verteilungs-
gerechten Finanzierung der Krisenlasten sichert, zugleich
aber Steuersenkungen in Aussicht stellt, der hat aus der
größten Nachkriegskrise noch nichts gelernt oder will der
Bevölkerung wider besseren Wissens Sand in die Augen
streuen.

Funktioniert doch – oder? Zur Krisen-
festigkeit des deutschen Arbeits-
marktes in und nach der Rezession

Auch notorische Nörgler müssen derzeit konzedieren, dass
der deutsche Arbeitsmarkt – gerade im internationalen Ver-
gleich und unter Berücksichtigung der besonderen Schwe-
re der Krisenfolgen für die exportlastige deutsche Volks-
wirtschaft – eine hervorragende Performance aufweist. So
ist es gelungen, das eigentlich bereits seit längerem erwar-
tete Hineinfressen der Krisenfolgen in den Arbeitsmarkt ab-
zufedern. Wie konnte dies erreicht werden?

Man muss an dieser Stelle vorweg daran erinnern, dass die
Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft in der zurück-
liegenden Aufschwungsphase von 2004 bis in das Jahr 2008
hinein von einer zunehmend hochproduktiven Exportwirt-
schaft getragen wurde, was sich in den entsprechenden Au-
ßenhandelsüberschüssen abgebildet hat. Auch die – wie im-
mer zeitverzögert einsetzende – Belebung am Arbeitsmarkt
muss in diesen spezifischen Nachfragekontext eingeordnet
werden, während zugleich eine zentrale Kritik am bisherigen
deutschen Modell auf die parallele Schwäche der Binnen-
nachfrage abstellt, die dazu geführt habe, dass die tatsäch-
liche Beschäftigungsentwicklung weit unter dem Möglichen
geblieben ist und zugleich eine erhebliche Umverteilung zwi-
schen den Lohneinkommen und den Einkommen aus selb-
ständiger Tätigkeit sowie aus Kapitalvermögen stattgefun-
den hat.1

Ein Blick auf die Daten verdeutlicht die auch wirtschafts-
historisch neuen Dimensionen dieser Umverteilung, die als
wesentlich für den »Erfolgspfad« des exportorientierten
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Wachstums gilt: »Die Nettoreallöhne sind in Deutschland
seit Anfang der neunziger Jahre kaum gestiegen. Von 2004
bis 2008 gingen sie sogar zurück, eine in der Geschichte
der Bundesrepublik einmalige Entwicklung, denn nie zu-
vor ging ein durchaus kräftiges Wirtschaftswachstum mit
einer Senkung der realen Nettolöhne über mehrere Jahre
einher. Maßgeblich hierfür ist nicht etwa eine höhere Be-
lastung der Lohneinkommen durch Steuern und Sozial-
abgaben, sondern die – auch im internationalen Vergleich
– außerordentlich schwache Steigerung der Entgelte. Die-
ser Befund ist umso bemerkenswerter, als sich die Quali-
fikation der beschäftigten Arbeitnehmer im Durchschnitt
erhöht hat, was für sich genommen einen deutlichen An-
stieg der Verdienste hätte erwarten lassen.«2 In diesem
Jahrzehnt resultierte daraus, dass die Arbeitnehmerentgel-
te in Deutschland um ein Zehntel abgenommen haben,
während sie z.B. in Großbritannien um rund ein Fünftel
gestiegen sind. Deutschland ist mit Blick auf die zurück-
liegenden Jahre ein Ausnahmefall im europäischen Ver-
gleich. Natürlich hatte dies Auswirkungen auf die Binnen-
nachfrage in Deutschland, denn bekanntlicherweise zeich-
nen sich die Umverteilungsgewinner der letzten Jahre nicht
durch hohe marginale Konsumquoten, sondern durch ent-
sprechend hohe Sparquoten aus. Zugleich – und mit Blick
auf den Arbeitsmarkt zusätzlich hoch relevant – ist diese
Entwicklung auf der Einkommensseite von einer fortschrei-
tenden Polarisierung der Einkommensverteilungsstruktu-
ren sowie einer massiven Ausfransung im unteren Bereich
des Arbeitsmarktes im Sinne einer Expansion des Nied-
riglohnssektors und einer Zunahme der atypischen Be-
schäftigungsverhältnisse begleitet worden (vgl. die aktu-
elle Bestandaufnahme des Statistischen Bundesamtes
2009). 1998 standen noch fast drei Viertel (72,6%) der Er-
werbstätigen in einem Normalarbeitsverhältnis, 2008 wa-
ren es nur noch 66,0%. Der Anteil atypischer Beschäfti-
gungsformen stieg im gleichen Zeitraum von 16,2 auf
22,2%. Unter allen Arbeitnehmern in Deutschland lag der
Niedriglohnanteil3 bei 20,0%, während fast jeder zweite
atypisch Beschäftigte (49,2%) einen Bruttostundenlohn un-
ter der Niedriglohngrenze erhielt.

Diese Daten werden hier deshalb in Erinnerung gerufen, weil
die Antwort auf die Frage, warum es bislang gelungen ist,
ein Durchschlagen der Krise auf den Arbeitsmarkt relativ
erfolgreich zu verhindern, in dem Faktum zu finden ist, dass
sich die in der Vergangenheit vernachlässigte Binnennach-
frage in den vergangenen Monaten als der Stabilitätsanker

in der deutschen Volkswirtschaft erwiesen hat. Dies wurde
im Wesentlichen über vier Wirkkanäle erreicht:

– Sicherung von Beschäftigung über subventionierte Ar-
beitszeitverkürzung (Kurzarbeit),

– Mobilisierung privater Kaufkraft durch die Subventionie-
rung des Autokaufs (Abwrackprämie) sowie in einem ge-
ringeren Umfang auch durch geringfügige gestiegene
Transferleistungen (Renten und Regelsätze im SGB II)4,

– sukzessiv sich entfaltende Wirkungen der staatlichen Kon-
junkturprogramme,

– Preisstabilität bzw. Preissenkungen, vor allem bei den
Energiepreisen, die zu einer realen Kaufkrafterhöhung der
privaten Haushalte geführt hat,

– insofern ist es nicht übertrieben, an dieser Stelle von ei-
nem »Erfolgsmodell« der Nachfrageorientierung zu spre-
chen – die ja auch international die Krisenbewältigung
dominiert.

Umso irritierender sind Positionierungen in der wirtschafts-
politischen Debatte, die zugespitzt formuliert »immer mehr
vom Gleichen« als Lösungsvorschlag servieren. Nach die-
ser Auffassung seien ein flächendeckender Mindestlohn und
auch Lohnsteigerungen Gift für die Erwerbstätigkeit in
Deutschland – selbst in wirtschaftlich besseren Zeiten. Mit
Blick auf einen zukünftigen Aufschwung wird das Altbekann-
te rezeptiert: Um eine »Eskalation in Beschäftigung hinein«zu
ermöglichen, solle die Arbeitsmarktpolitik neben dem Ver-
zicht auf Mindestlöhne durch Zeitarbeit und eine »Flexibili-
sierung« des Kündigungsschutzes für normale Beschäfti-
gungsverhältnisse angebliche »Marktbarrieren« abbauen.
Natürlich soll auch die geringfügige Beschäftigung erhalten
bleiben. Aber es gibt auch abweichende empirische Be-
funde zu den postulierten »sicheren Aussagen«: Und die
Aussagen zum Mindestlohn sind, gerade in der angelsäch-
sischen Literatur, die kein einheitlich negatives Bild von Min-
destlohnregulierungen zeichnet, umstritten. Es fehlt auch ein
Hinweis zur vorliegenden empirischen Forschung, nach der
man derzeit keinesfalls davon sprechen kann, dass das Dre-
hen am Kündigungsschutz einen signifikant positiven Be-
schäftigungsbeitrag leisten kann.5 Und auch ein Hinweis dar-
auf, dass die deutsche Variante der Deregulierung der Zeit-
arbeit, die doch bis zur Krise zunehmend als faktische Lohn-
senkungsstrategie im Sinne einer Tarifflucht genutzt wor-
den ist, durchaus – und gerade mit Blick auf eine noch grö-
ßere Inanspruchnahme – begründungspflichtig ist. So ist in
anderen Ländern das »Equal-pay«-Prinzip zwischen Leih-
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2 Vgl. Brenke (2009). Man darf in diesem Zusammenhang tatsächlich von
einer »Radikalisierung der Umverteilung« sprechen, denn das Muster im
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definiert, wenn er weniger als zwei Drittel des Medians aller erfassten Brut-
tostundenlöhne beträgt. Im Jahr 2006 lag diese Niedriglohnschwelle bei
9,85 €.

4 Insgesamt zeigt sich gegenwärtig die Effektivität unserer sozialen Siche-
rungssysteme als »automatische Stabilisatoren«, ein Aspekt, der bei der
vorherrschenden rein kostenorientierten Sicht häufig vernachlässigt oder
gar ausgeblendet wird. Auch im Ausland wird diese Seite des deutschen
»Erfolgsmodells« zunehmend erkannt.

5 Und auch kein Hinweis auf mit dereguliertem Kündigungsschutz nachge-
wiesen erfolgreiche Länder wie Dänemark, die aber im Sinne einer »win-
win-Situation« gleichzeitig die Lohnersatzleistungen für die Arbeitnehmer
generös ausgestaltet haben (vgl. hierzu auch Sell 2008).
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und Stammarbeitnehmern nicht nur tatsächlich umgesetzt,
sondern wie in Frankreich sogar überschritten, da dort die
Leiharbeiter einen »Flexibilitätszuschlag« von 10% erhalten
– und dennoch ist der Anteil der Leiharbeiter doppelt so groß
wie bei uns (vgl. hierzu auch die aktuelle Studie von Vanse-
low und Weinkopf 2009).

Die »klassischen« Empfehlungen korrespondieren mit ei-
nem erkennbaren Trend, dass die »neomerkantilistische«
Fraktion – die auf eine Fortführung des vermeintlichen Er-
folgspfades eines exportorientierten Wachstums im An-
schluss an die aktuelle Rezession setzt – erneut Ober-
wasser gewinnt. Unabhängig davon, ob die Reanima-
tion dieser in der Vergangenheit »erfolgreichen« Strate-
gie auch in Zukunft tragen wird6, versperren beide Sicht-
weisen den Zugang zu einem Begreifen des »Erfolgsmo-
dells« Deutschland in der gegenwärtigen Krise. Neben
der generellen Bedeutung einer korrigierten Bewertung
einer gesamtwirtschaftlichen Nachfrageorientierung geht
es vor allem um die erkennbare Effektivität der oftmals
kritisierten Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne (Beispiel
Kurzarbeit)7 wie auch um die Tatsache, dass viele Be-
triebe über den Tellerrand der aktuellen Krise hinaus bli-
cken und in der Praxis erhebliche Lerneffekte zu konsta-
tieren sind, was beispielsweise das Halten der Beleg-
schaften nicht nur vor dem Hintergrund der Hoffnung
auf einen baldigen konjunkturellen Aufschwung angeht,
sondern sich speist aus den Erfahrungen der Kosten ei-
ner Personalrekrutierung im Kontext des Megatrends ei-
nes in vielen Bereichen zunehmenden Fachkräfteman-
gels, der doch nur derzeit krisenbedingt überlagert, aber
nicht aufgehoben wird.

Also alles gut und weiter so bis bisher?

Nein, natürlich nicht, wie bereits ein erster Blick auf die
Arbeitslosigkeitsdaten verdeutlichen kann. So wurden im
August 2009 offiziell 3,47 Mill. Menschen als Arbeitslose
ausgewiesen – und leider wird allein diese Zahl in den Me-
dien herausgestellt. Die BA weist mittlerweile selbst in ih-
ren monatlichen Arbeitsmarktberichten ergänzend die so
genannte »Unterbeschäftigung« aus, die vor allem die Ent-
lastungswirkungen durch die arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen (ohne Kurzarbeit) mit abbilden soll. Diese »Unter-
beschäftigung« wurde mit 4,54 Mill. Menschen quantifiziert

und unter Berücksichtigung der Entlastungswirkungen sei-
tens der Kurzarbeit – umgerechnet in Vollzeitäquivalenten
– erhöht sich die »Unterbeschäftigung« auf stattliche
5,02 Mill. Personen.

Trotz der erheblichen Auffangfunktionalität der Kurzarbeit
hat es bezogen auf die registrierte Arbeitslosigkeit im
SGB-III-Bereich, also in der Arbeitslosenversicherung, ge-
genüber dem Vorjahr eine Steigerung von 26% gege-
ben, während sich der Anstieg im SGB-II-Bereich, also
im Grundsicherungssystem, (bisher) lediglich auf 1% be-
lief. Erkennbar und nicht überraschend schlägt die aktu-
elle Krise derzeit primär im System der Arbeitslosenver-
sicherung auf – und die Zunahme wird sich nach der an-
stehenden Bundestagswahl am 27. September noch mal
ausweiten. Insofern sei an dieser Stelle darauf hingewie-
sen, dass es mit Blick auf eine von Ökonomen zuneh-
mend in Aussicht gestellte baldige Erholung durchaus Ar-
gumente für eine temporäre, also befristete Verlängerung
des Arbeitslosengeldes I geben kann, um die Stabilisie-
rung durch dieses Sicherungssystem etwas in die nahe
Zukunft zu verlängern.

Diese Überlegung wird unterstützt durch die erwartbaren
Wellen in das Grundsicherungssystem hinein, eine erste
im Herbst dieses Jahres und eine zweite im kommen-
den Jahr. Und hier haben wir nun erheblichen Handlungs-
bedarf, denn nach den erheblichen Anlaufproblemen des
neuen Systems in den Jahren 2005 und 2006 durften
wir eine sukzessive Normalisierung in den Jahren 2007
bis 2008 erleben, die zu einer langsam steigenden Funk-
tionsfähigkeit des SGB-II-Systems geführt hat. Dieser
Prozess wurde aber im Gefolge des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit der Ar-
beitsgemeinschaften als Regelmodell der gemeinsamen
Aufgabenwahrnehmung von BA und Kommunen (BVerfG,
2 BvR 2433/04 vom 20. Dezember 2007) und dem Kar-
dinalversagen der politischen Elite bei der Frage einer
Neuregelung der Trägerschaft und Aufgabenwahrneh-
mung gestoppt. Dies hat erhebliche Auswirkungen auf
die Betreuung der erwerbsfähigen Hilfeempfänger im
SGB-II-Bereich. Derzeit berichten Arbeitsgemeinschaf-
ten hinsichtlich ihres Personalkörpers von Fluktuations-
quoten von bis zu 30%! Und es sind naturgemäß häufig
nicht die schlechtesten Kräfte, die angesichts der exis-
tenziell unsicheren Rahmenbedingungen aus dem Sys-
tem aussteigen. Das hat gerade in Bereichen wie der Ar-
beitsvermittlung und der Arbeitsmarktpolitik, die ganz er-
heblich auf Erfahrungs- und Kontextwissen angewiesen
sind, massive Qualitätsverluste zur Folge. Und das in ei-
nem Bereich, der bereits strukturell, also auch in »gu-
ten« Zeiten, erhebliche Schwierigkeiten hat, den primä-
ren Integrationsauftrag in Erwerbstätigkeit erfüllen zu kön-
nen. So hat das IAB in einer Verbleibsstudie für den Zeit-
raum von Anfang 2005 bis Ende 2007 folgendes feststel-
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6 Es ist doch nicht unplausibel, davon auszugehen, dass die »beggar-my-
neighbour«-Politik mit Blick auf die Probleme in den USA, aber auch hin-
sichtlich der Bereitschaft anderer Länder, dauerhaft massive Ungleichge-
wichte im Außenhandel mit Deutschland zu akzeptieren, nach der Krise
mit geringeren Erfolgswahrscheinlichkeiten versehen sein wird.

7 Das bedeutet keinesfalls, dass man das Instrument der Kurzarbeit nun
gleichsam als »Heilmittel« ohne Nebenwirkungen überbewerten und so-
gar noch eine weitere, letztendlich die Sozialisierung betrieblicher Kosten
expandierende Ausweitung fordern sollte, wie dies beispielsweise vorge-
schlagen wird von Bogedan et al. 2009). Vgl. zur Ambivalenz des Instru-
ments Kurzarbeit und damit auch zu seinen systemischen Grenzen Sell
(2009).
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len müssen: Die Verbleibsrate der Bedarfsgemeinschaf-
ten vom Anfangsbestand im Januar 2005 beträgt nach
drei Jahren 45%. Vielfach ist auch eine Beendigung des
Leistungsbezugs nicht dauerhaft. Etwa 40% der Perso-
nen sind spätestens nach einem Jahr erneut auf staatli-
che Unterstützung angewiesen. Bereits die bisherige Ent-
wicklung im SGB II war von einer erheblichen Verfesti-
gung charakterisiert: »Viele Bedarfsgemeinschaften blie-
ben dauerhaft auf die Grundsicherung angewiesen. Es
gibt einen beträchtlichen Kern an teils verfestigtem Lang-
zeitbezug, teils an wiederholter Bedürftigkeit mit langen
Bezugszeiten … Damit zeichnet sich unter den Leistungs-
beziehern eine Gruppe von Haushalten ab, die trotz aller
Aktivierungsbemühungen über längere Zeiträume auf die
sozialpolitische Funktion der Einkommenssicherung des
SGB II angewiesen sind.«8

Es steht zu befürchten, dass das Anschwellen der Hilfeemp-
fängerzahlen im Grundsicherungssystem in den kommen-
den Monaten also auf ein grundsätzlich belastetes System
stößt, dass zusätzlich durch die offenen Fragen der institu-
tionellen Ausgestaltung angespannt ist.

Eine der ersten Aufgaben nach der Bundestagswahl muss
deshalb die schnelle und verbindliche Neuregelung der Job-
center-Frage sein. Hier ist bereits viel zu viel Zeit verschwen-
det worden.

Darüber hinaus sollte gerade im SGB II-Bereich hinsichtlich
der aktiven Arbeitsmarktpolitik eine deutliche Umorientie-
rung eingeleitet werden – konkret im Sinne einer massiven
Ausweitung der Qualifizierung, vor allem der qualitativ hö-
herwertigen Maßnahmen, die zu einem neuen Berufsab-
schluss führen. Gerade diese Maßnahmen sind in der Ver-
gangenheit zugunsten von kurzen, billigen Maßnahmen ein-
gedampft worden, obgleich aus der Wirkungsforschung be-
kannt ist, dass gerade die häufig kritisierten Umschulungs-
maßnahmen volkswirtschaftlich wie auch hinsichtlich der
Betroffenen in mittel- und langfristiger Sicht die besten Er-
gebnisse zeigen.9 Dabei sollte vor allem auf die nicht-ver-
lagerungssensiblen Beschäftigungsbereiche mit zugleich
großen Wachstumspotentialen (z.B. Gesundheitswirtschaft,
Bildung und Betreuung) abgestellt werden, was allerdings
isoliert auch keine Lösung wäre, sondern beschäftigungs-
politisch flankiert werden müsste durch eine bewusste Ent-
scheidung, diese Bereiche auch auszubauen und nicht et-
wa wie im Gesundheitsbereich gegenteilig eine Abbau-
strategie zu fahren.

Darüber hinaus wird hier arbeitsmarktordnungspolitisch da-
für plädiert, statt zusätzliche und schnittstellenbelastete Kom-
bilohnprogramme durch Ausweitung der aufstockenden
Subventionierung im SGB-II-Bereich bei gleichzeitiger Ver-
weigerung einer Lohnuntergrenze durch einen Mindestlohn
zu schaffen oder an den verzerrenden Geringfügigkeitsre-
gelungen (die es übrigens nur in Deutschland und Öster-
reich gibt) festzuhalten, neben dem Einstieg in einen allge-
meinen Mindestlohn darüber nachzudenken, nach Wegfall
der Geringfügigkeitsregeln die Beitragssätze zur Sozialver-
sicherung erst langsam und stufenlos steigen zu lassen,
um dadurch Geringverdiener zu entlasten.

Letztendlich muss man aber akzeptieren, dass die Arbeits-
marktpolitik im engeren Sinne nur sehr eingeschränkte Frei-
heitsgrade der Problembewältigung hat und haben kann
– was angesichts der Tatsache, dass es sich bei den Ar-
beitsmärkten um abgeleitete Märkte handelt, die im We-
sentlichen nach der hier vertretenen Auffassung determi-
niert werden von den Nachfragebedingungen in der Gü-
terwirtschaft. Insofern muss der beschäftigungspolitische
Schwerpunkt vorgängig im Bereich eines rationalen 
Policy-Mix aus Angebots- und (für Deutschland besonders)
Nachfragepolitik liegen.

Mittel- und langfristig stellt sich eine ganz andere Aufgabe
als die derzeitig angezeigte Strategie einer kurzfristigen Sta-
bilisierung der Funktionalitäten in der Arbeitslosenversiche-
rung (z.B. durch eine befristete Verlängerung des Arbeitslo-
sengeldes I) und der Herstellung einer halbwegs funktionie-
renden Auffangfunktion im Grundsicherungssystem. Da
müsste es um die produktive Weiterentwicklung des be-
stehenden, aber tradierten Sicherungssystems bei Erwerbs-
losigkeit in Richtung auf eine »Beschäftigungsversicherung«
gehen, um den immer fluider werdenden Arbeitsmarkt mit
seinen durchaus positiven Potentialen für die Volkswirtschaft
auch erträglich zu machen für die Menschen, die mit immer
mehr risikoreichen Übergängen konfrontiert sind und die
nicht nur aktiviert und mobilisiert werden wollen, sondern
die auch Sicherheiten brauchen, wenn sie Risiken auf sich
nehmen.10
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Problemorientierte Führung in der 
Wirtschaftskrise

Viele Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen ste-
hen aufgrund der Wirtschaftskrise vor ernsten Herausforde-
rungen. Die Bundesregierung hatte anlässlich ihres Früh-
jahrsgutachtens 2009 errechnet, dass die Wirtschaftskrise
1 600 Arbeitsplätze pro Tag kostet, also pro Monat etwa
50 000 Jobs. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sehr
viele Beschäftigte Angst um ihren Arbeitsplatz haben. Als
ein Ausdruck dessen bescherte die Wirtschaftskrise den Un-
ternehmen in Deutschland die tiefsten Krankenstände seit
Beginn der statistischen Erfassung im Jahr 1970.

Zur Erklärung unseres Führungsansatzes für Problemla-
gen bzw. Krisenzeiten möchten wir als Beispiel das Vor-
gehen von ABB anführen. Das Unternehmen befand sich
Anfang des 21. Jahrhunderts in einer existenziellen Bedro-
hungssituation und schaffte es, diese Krise aktiv, konse-
quent und mit hoher Energie zu bewältigen. Die Ausgangs-
situation für Jürgen Dormann, als er 2002 zum CEO von
ABB ernannt wurde, war dramatisch. ABB sah sich mit
5 Mrd. US-Dollar Schulden und Verlusten in Höhe von
700 Mill. US-Dollar konfrontiert. Zu komplexe Konzern-
strukturen, Fehlentscheidungen und ein zu hohes Maß an
Selbstzufriedenheit hatten dazu geführt, dass sich die vor-
mals hohen Zuwächse in den neunziger Jahren ins Gegen-
teil verkehrt hatten. Die Hauptaufgabe von Dormann war
es zunächst, die Insolvenz von ABB zu verhindern – ein
Kampf ums Überleben. Um die scheinbar unlösbare Auf-
gabe zu bewältigen, brauchte Dormann, das wusste er, die
Unterstützung aller Mitarbeiter des Unternehmens. Nur mit
den Mitarbeitern, ihrem Engagement, ihrem Willen, auch
schmerzhafte, aber notwendige Veränderungsprozesse
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mitzutragen, und natürlich ihrem Fachwissen, war die Ret-
tung von ABB möglich. 

Doch wie ist es in einer scheinbar ausweglosen Situation
möglich, die Mitarbeiter zu mobilisieren, sie zum Anpacken
zu bewegen und typische Reaktionen wie Lähmung, Ver-
unsicherung oder gar Resignation zu überwinden? 

Von den »New Leadership«-Theorien (vgl. Bryman 1992)
und Ansätzen der inspirierenden Führung (vgl. Sashkin
2004) wird ein Sinnmanagement (management of mea-
ning) empfohlen. Im Zentrum dieser Ansätze steht die Kom-
munikation einer begeisternden Vision durch die Führungs-
kraft. Die Vermittlung dieser reizvollen und positiven Visi-
on für die Zukunft soll die Motivation der Mitarbeiter zur Er-
reichung der Ziele erhöhen und für eine Verinnerlichung der
Unternehmensziele sorgen. Doch wie würde in der aktu-
ellen Wirtschaftslage eine solche positive Vision aussehen?
Auf die Frage, »Was ist Ihre Vision für ABB?« sagte Jür-
gen Dormann mitten in dem Prozess der Krisenbewälti-
gung: »Ich mag eine Vision für dieses Unternehmen ha-
ben, aber ich werde diese auf keinen Fall jetzt kommuni-
zieren. Wir müssen erst mal unsere Probleme lösen.« Die
klassischen Ansätze der inspirierenden Führung werden in
Zeiten, in denen Unternehmen offensichtlich mit einer Be-
drohung kämpfen, nur begrenzt einsatzfähig sein und gar
Zynismus hervorrufen. 

Diese Ansätze einer primär zukunfts- und erfolgsorientierten
Führung sind in einer Unternehmens- oder gesamtwirtschaft-
lichen Krise wenig zielführend, da eine positive Zukunftsvi-
sion beispielsweise durch Wachstum, die Erschließung neu-
er Märkte oder Innovationen unrealistisch erscheint und nicht
die zentralen Fragen des Unternehmens und der Mitarbei-
ter adressiert. 

Sinnmanagement wird in schwierigen Zeiten, wenn die Un-
sicherheit erhöht ist, jedoch nicht weniger wichtig – im Ge-
genteil, es ist tendenziell noch wichtiger. Allerdings können
sich Führungskräfte nicht auf eine einseitig positive Betrach-
tung mit Fokus auf eine begeisternde Vision beschränken.
Vielmehr geht es darum, dass sie zusätzlich eine problem-
orientierte Führung praktizieren. Hierzu zeigen aktuelle For-
schungsbefunde (vgl. Bruch, Boal und Lane 2007), dass
es entscheidend ist, dass Führungskräfte in Zeiten einer Kri-
se auch ein angepasstes Sinnmanagement betreiben, und
zwar eines, das mögliche Bedrohungen, Probleme oder Ver-
luste darstellt, die Bedeutung interpretiert und dazu moti-
viert, mögliche Verluste gemeinsam abzuwenden. 

Die motivierende Wirkung der problemorientierten Führung
lässt sich mit Hilfe der Theorie des regulatorischen Fokus
von Higgins (vgl. Higgins 1997; 1998) erklären. Sie besagt,
dass menschliches Verhalten durch zwei verschiedene
selbstregulative Systeme (Foki) gesteuert wird: (1.) Promo-

tionsfokus genannt, wird die Ausrichtung auf Erfolg, d.h. der
Versuch positive Ergebnisse zu erzielen und (2.) Präventi-
onsfokus genannt, die Vermeidung von Misserfolg bzw. der
Wunsch, unerwünschte Ergebnisse und Verluste zu vermei-
den. In Zeiten von Krisen sollten Führungskräfte den Prä-
ventionsfokus ansprechen, konstatieren Bruch und Kolle-
gen (vgl. Bruch, Boal und Lane 2007) und entwickeln hier-
für den Ansatz der problemorientierten Führung, welche
die folgenden Führungsaktivitäten beinhaltet:

(1.) Eingrenzung und Kommunikation der negativen Heraus-
forderung (2.) Stärkung des Selbstvertrauens und der Zu-
versicht (3.) Verdeutlichung der Fortschritte bei der Krisen-
bewältigung.

Eingrenzung und Kommunikation der negativen
Herausforderung (Bedrohung)

Der erste, entscheidende Faktor für den Einsatz der pro-
blemorientierten Führung ist Klarheit und Offenheit in der
Kommunikation der Problemsituation. Die entsprechende
Führungsaufgabe besteht darin, eine möglichst eindeuti-
ge und klare Beschreibung der aktuellen krisenhaften Si-
tuation zu liefern, die Gründe der Entstehung der Krise auf-
zuzeigen und vor allem zu verdeutlichen, dass das Pro-
blem bekämpft werden muss. Dieser erste Schritt ist von
höchster Bedeutung: Eine möglichst authentische, vertrau-
enswürdige und realistische Beschreibung des Problems
ist unumgänglich. Der Ernst der Lage muss für jeden Mit-
arbeiter spürbar werden, ebenso wie die möglichen ne-
gativen Folgen. Als Konsequenz muss für die Mitarbeiter
erkennbar werden, dass die Notwendigkeit des soforti-
gen Handelns geboten ist. Eine präzise Erklärung, was
zur aktuellen Krise geführt hat, beugt einem Gefühl des
Kontrollverlusts bei den Mitarbeitern vor. In dem Augen-
blick, in dem die Mitarbeiter begreifen, dass es beeinfluss-
bare Prozesse waren, die die Krise verursacht haben, be-
steht für sie die Möglichkeit und Aussicht, die Krise, durch
gezieltes Handeln, zu überwinden.

Stärkung der Selbstvertrauens (Erfolgsglaube)

Eine weitere wichtige Führungsaufgabe besteht darin, den
Mitarbeitern die Angst zu nehmen, dass die Krise des Un-
ternehmens übermächtig, nicht beeinflussbar und unab-
wendbar ist. Daher sollten Führungskräfte gezielt die Zu-
versicht der Mitarbeiter fördern, dass sie fähig sind, die Kri-
se zu bewältigen und man das Problem gemeinsam erfolg-
reich lösen wird. Führungskräfte können dies auf drei We-
gen tun: Erstens die Stärken des Unternehmens gezielt un-
terstreichen (beispielsweise vergangene Erfolge, das Wis-
sen und das Können der Mitarbeiter, finanziellen Ressour-
cen und die Stärke der Kundenbeziehungen ). Zweitens den
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eigenen Erfolgsglauben und die eigene Zuversicht beto-
nen, dass die Krise bewältigt werden kann. Und drittens den
Mitarbeitern aufzeigen, wie sie selbst dazu beitragen kön-
nen, die Krise zu überwinden. 

Verdeutlichung von Fortschritten bei der 
Krisenbewältigung

Zum einen ist es bedeutsam, die Mitarbeiter fortwährend
darüber zu informieren, wo im Krisenbewältigungsprozess
man sich genau befindet, dies verhindert ein Rückgang des
Engagements und den Verlust des Dringlichkeitsgefühls.
Zum zweiten geht es um die Bestätigung der Mitarbeiter,
dass sie sich auf dem richtigen Weg zur Krisenbewältigung
befinden, was dazu beiträgt, den Erfolgsglauben aufrecht
zu erhalten. Kurzfristige Erfolge darzustellen und diese zu
auch feiern, ist hierbei von grosser Bedeutung.

In Zeiten von Bedrohungen und Krisen wird durch den An-
satz der problemorientierten Führung eine erfolgreiche und
zielführende Führung möglich. Der Schlüssel hierfür liegt in
einem Sinnmanagement, das die gemeinsame Lösung ei-
nes relevanten Problems ins Zentrum stellt. Durch den Ein-
satz der problemorientierten Führung kann das Engagement
der Mitarbeiter, auch oder gerade in Krisenzeiten, gesteigert
werden. Auch in Nicht-Krisenzeiten kann eine problemori-
entierte Führung sehr wirkungsvoll sein; hier liegt die Her-
ausforderung darin, glaubwürdig mögliche Herausforderun-
gen zu kommunizieren. Anstelle einer möglichen Insolvenz
oder Krise können Führungskräfte andere mögliche Nega-
tiventwicklungen fokussieren, wie z.B. starke Wettbewer-
ber, Markteinbrüche, Verlust von Schlüsselkunden etc. Es
ist dann jedoch entscheidend, dass Führungskräfte die pro-
blemorientierte Führung sinnvoll mit der inspirierenden Füh-
rung kombinieren, d.h. die gemeinsame Problembewälti-
gung mit einer Erreichung einer gemeinsamen Vision ver-
binden. 
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Falsche Hiobsbotschaften

Als vor einem Jahr die Bundesregierung
den 3. Armuts- und Reichtumsbericht
veröffentlichte, wurde in den Medien der
steigende Trend der Armutsgefährdung
beklagt, denn immer mehr Menschen
mussten sich mit einem Einkommen von
weniger als 60% des Medianeinkom-
mens zufriedengeben. In die gleiche Ker-
be schlägt ein Bericht des Duisburg-Ins-
tituts (Institut für Arbeit und Qualifika-
tion) vom Juli 2009, nach dem ein immer
größerer Anteil der Beschäftigten mit
Niedriglöhnen zurechtkommen muss
(vgl. Kalina und Weinkopf 2006; 2008;
2009 sowie Bosch und Thorsten 2007;
vgl. auch Rhein und Stamm 2006; Bren-
ke 2006). Offenbar ist unsere soziale
Marktwirtschaft nicht mehr in der Lage,
große Teile der Bevölkerung vor Armut
zu bewahren. 

Aber stimmen diese Hiobsbotschaften
wirklich? Der Armutsbericht bezieht sich
auf Zahlen aus dem Jahr 2005, die schon
letztes Jahr überholt waren. Das Jahr
2005 war das Jahr der höchsten Arbeits-
losigkeit in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland, und die gerade in
Kraft gesetzte Agenda 2010 hatte ihre
Wirkungen noch gar nicht entfalten kön-
nen. Inzwischen hat die Arbeitslosigkeit
dramatisch abgenommen, und die Agen-
da 2010 hat ihre Wirkungen auf dem Ar-
beitsmarkt entfalten können. Die Revolu-
tion, die dadurch auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt ausgelöst wurde, wird nach
unserer Einschätzung durch die zitierten
Stellungnahmen nicht erfasst und falsch
interpretiert. Gerade auch aus sozialpoli-
tischer Sicht gibt es keinen Anlass zur
Beunruhigung bezüglich der jüngeren Ent-

wicklungen auf dem Arbeitsmarkt, son-
dern ganz im Gegenteil Grund zur Ent-
warnung. 

Die Agenda 2010

Die Agenda 2010 hat die Verhältnisse auf
dem deutschen Arbeitsmarkt grundle-
gend verändert, weil mit ihr das missra-
tene Sozialexperiment aufgegeben wur-
de, Armut mit immer mehr Lohnersatz-
leistungen bekämpfen zu wollen. Der
Kern der Reform bestand im Ersatz der
Arbeitslosenhilfe durch ein Lohnzu-
schusssystem im Rahmen der Hartz-IV-
Gesetzgebung. Weil weniger Geld für
das Wegbleiben und mehr Geld für das
Mitmachen gezahlt wurde, sanken die
Lohnansprüche der Betroffenen, und zu
niedrigeren Löhnen wurde es für die Un-
ternehmen profitabel, mehr Stellen zu
schaffen (für eine ausführliche Darstel-
lung der institutionellen Änderungen vgl.
Koch et al. 2009).

Der nun schon wieder zu Ende gegan-
gene Aufschwung hat allein in West-
deutschland die Arbeitslosenzahlen um
eine Million mehr verringert, als es bei ei-
ner Wiederholung früherer konjunkturel-
ler Aufschwungsmuster zu erwarten ge-
wesen wäre (vgl. Sinn et al. 2006). Das
sieht man an der Entwicklung der soge-
nannten Sockelarbeitslosigkeit seit 1970,
wie sie in Abbildung 1 verdeutlicht wird.
Die Sockelarbeitslosigkeit ist der harte
Kern der Arbeitslosigkeit, der selbst im
Wirtschaftsboom bei ausreichender ge-
samtwirtschaftlicher Nachfrage nicht ver-
schwindet. Die Sockelarbeitslosigkeit hat-
te in Westdeutschland von Boom zu
Boom jeweils um etwa 800 000 Perso-

Hans-Werner Sinn, Wido Geis und Christian Holzner

Die Agenda 2010 und die Armutsgefährdung

Die Zahl der von Armut gefährdeten Personen in Deutschland lag im Jahr 2006 mit rund 14 Millio-

nen um rund eine Million niedriger als noch 2005. Der Abbau der Armutsgefährdung verlief paral-

lel mit dem Rückgang der Arbeitslosigkeit, der wegen der Agenda 2010 im letzten Boom allein in

Westdeutschland um ein Million Menschen größer war, als man es bei einer Fortsetzung früherer

Entwicklungsmuster hätte erwarten können. Der im Zuge der Agenda 2010 gewachsene Niedrig-

lohnsektor ist kein Problem, sondern ein Erfolg der deutschen Politik. Es ist ein sozialer Erfolg,

weil Menschen, die sonst arbeitslos wären, wieder in die Arbeitswelt integriert sind und mit Hilfe

des zusätzlichen Einkommens nicht länger von Armut gefährdet sind. 
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nen zugenommen. Im letzten Boom war es indes ganz an-
ders. Erstmals seit einem Drittel Jahrhundert nahm die So-
ckelarbeitslosigkeit im Vergleich zum vorangehenden Boom
nicht mehr zu, sondern um 200 000 Personen ab. Der für
Deutschland verhängnisvolle Trend zu einer immer weiter
steigenden Massenarbeitslosigkeit war durchbrochen. 

Dabei sind nicht nur tolle Jobs geschaffen worden, aber es
waren immerhin Arbeitsstellen, auf denen die Betroffenen
wieder Zugang zur Arbeitswelt finden konnten. Ein Ziel der
Agenda 2010 war es, einen Niedriglohnsektor zu schaffen,
um endlich die Langzeitarbeitslosen zu integrieren und mit
Deutschlands Weltmeisterschaft bei der Arbeitslosigkeit der
Geringqualifizierten Schluss zu machen. Noch sind die Fort-
schritte moderat. Deutschland hat noch immer die höchs-
te Arbeitslosenquote unter den Geringqualifizierten unter al-
len westlichen Industrieländern.1 Doch ist die deutsche Wirt-
schaft dem angestrebten Ziel ein gutes Stück näher gekom-
men, indem sie für die Geringqualifizierten mehr Stellen im
Dienstleistungssektor und anderswo angeboten hat. Vor
allem ist es gelungen, die Langzeitarbeitslosigkeit zu redu-
zieren und älteren Arbeitnehmern neue Stellen zu verschaf-
fen (vgl. auch Bach et al. 2008; Gartner und Klinger 2008;
Rothe 2009).

Die Erhöhung des Anteils der Niedriglohnbeschäftigten ist
kein Problem, wie das Duisburg-Institut meint, sondern ein
Erfolg der deutschen Wirtschaftspolitik, weil Menschen, die
sonst arbeitslos gewesen wären, in die Arbeitswelt integriert
wurden. Von einem Erfolg muss man aus sozialen Gründen
schon deshalb sprechen, weil die Betroffenen wieder in so-
ziale Netzwerke aufgenommen werden und ihren Kindern

Beispiel geben können. Und man muss aus
ökonomischen Gründen von Erfolg spre-
chen, denn wenn mehr Menschen arbeiten,
steigt das Sozialprodukt. Wer mit der eige-
nen Hände Arbeit einen Beitrag zu seinem
Lebensunterhalt leistet, verringert die Las-
ten, die Steuer- und Beitragszahler sonst tra-
gen müssten. 

Enttäuscht kann nur sein, wer die Entwick-
lung der letzten Jahre nicht mit relevanten
Alternativen, sondern Wunschträumen ver-
gleicht. Sicher wäre es noch schöner gewe-
sen, man hätte den zuvor arbeitslosen Ge-
ringqualifizierten und den Langzeitarbeitslo-
sen sogleich sehr gut bezahlte Stellen ver-
schaffen können. Nur hätte es dazu inner-
halb der marktwirtschaftlichen Ordnung,

nämlich ohne einen Einstellungszwang für die Betriebe, kei-
ne Möglichkeit gegeben, weil kein Betrieb freiwillig einen Ar-
beitnehmer beschäftigt, der mehr kostet, als er bringt. Nur
eine Verbesserung der Schulausbildung kann hier weiter-
helfen. Sie ist dringend notwendig, wird sich aber erst dann
auf dem Arbeitsmarkt auswirken, wenn eine neue Genera-
tion von Schülern herangebildet ist. Die kurz- und mittelfris-
tig relevante Alternative zur Agenda 2010 war die Fortset-
zung der deutschen Massenarbeitslosigkeit bei den Gering-
qualifizierten und den Älteren. Daran gemessen ist die Ent-
wicklung des Niedriglohnsektors als eine bemerkenswerte
Erfolgsgeschichte der jüngeren deutschen Politik zu be-
zeichnen.

Man könnte nun den Verdacht hegen, dass der Erfolg der
höheren Beschäftigung mit einer Zunahme der Armutsge-
fährdung in Deutschland erkauft wurde. Wenn es so wäre,
dann könnte man gegenüber dem eingeschlagenen Kurs
aus verteilungspolitischer Sicht Zweifel anmelden, auch wenn
damit ein Wachstumsschub ausgelöst wurde und eine Rein-
tegration bislang ausgeschlossener Bevölkerungsteile in die
Arbeitswelt gelang. Doch ist nicht einmal das der Fall. 

Arbeit reduziert die Armutsgefährdung

Nichts verringert die Armutsgefährdung so wie Arbeit, und
sei es auch nur Arbeit zu niedrigen Löhnen (vgl. dazu auch
Sinn 2008 sowie Frick und Grabka 2008). Selbst bei sehr
schlecht bezahlten Stellen kommt man durch eine Vollzeit-
beschäftigung über die Armutsgefährdungsgrenze, weil
durch die Agenda 2010 ein Lohnzuschusssystem eingeführt
wurde, das verhindert, dass Geringqualifizierte allein von
ihrer Hände Arbeit leben müssen. 

Ohne Arbeit kommt ein alleinstehender Hartz-IV-Empfän-
ger auf ein monatliches Nettoeinkommen von rund 700 €,
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1 Laut OECD (2008, 153) gibt es kein westliches Industrieland mit einer
höheren Arbeitslosenquote der Geringqualifizierten. Unter den OECD-
Ländern haben nur die Neumitglieder Ungarn und Slowakei höhere
Werte. 
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wovon nach OECD-Angaben rund 360 € auf Wohn- und
Heizkosten entfallen.2 Dieser Wert liegt deutlich unter der
Armutsgefährdungsschwelle, die nach den Angaben des
Statistischen Bundesamtes zuletzt 781 € betrug3 und
als 60% des bedarfsgewichteten Medianeinkommens de-
finiert ist. (Er liegt allerdings über der Armutsschwelle, die
nach offizieller Definition 40% also 515 € beträgt.) Ein
Hartz-IV-Empfänger ohne Arbeit gehört zu der armuts-
gefährdeten Personengruppe, um die sich der Armuts-
bericht der Bundesregierung zu Recht Sorgen gemacht
hat. 

Mit Arbeit ist alles anders. Der alleinstehende Hartz-IV-Emp-
fänger liegt dann in aller Regel deutlich über der Armuts-
gefährdungsschwelle, weil er zusätzlich zu seinem Lohn
Lohnzuschüsse im Rahmen des Hartz-IV-Systems erhält.
In Deutschland gab es im Jahr 2008 etwa 1,3 Millionen so
genannte »Aufstocker«. Der Begriff suggeriert fälschlicher-
weise, das Einkommen dieser Menschen würde bis zum
Hartz-IV-Niveau aufgestockt. Wenn es so wäre, dann wä-
ren die betroffenen Personen trotz der Arbeit immer noch
armutsgefährdet. In Wahrheit wird der Zuschuss jedoch,
was in der Öffentlichkeit wenig bekannt ist, weit über das
Hartz-IV-Niveau hinaus gezahlt und erhöht so die Einkom-
men der Betroffenen hinreichend, um eine Armutsgefähr-
dung im Sinne der offiziellen statistischen Definition auszu-
schließen. 

Das Hartz-IV-System ist ein wirksames Lohnzuschuss-
system, weil es die Transferentzugsrate von 100% im al-
ten Sozialhilfesystem auf 80% gesenkt hat. Eine solche
Transferentzugsrate ist, wie das ifo Institut mehrfach mo-
niert hat, zwar immer noch viel zu hoch, doch hat sie zu
einem Paradigmenwechsel auf dem Arbeitsmarkt geführt,
als mit ihr erstmals staatlich bezuschusste Arbeit mög-
lich wurde. 

Ein Alleinstehender erhält noch Lohnzuschüsse bis zu ei-
nem monatlichen Bruttoeinkommen von 1 300 € und ver-
fügt dann über ein Nettoeinkommen von rund 970 €. Die-
ses Nettoeinkommen liegt um etwa 190 € über der zuletzt
vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Armutsge-
fährdungsgrenze. 

Aber auch Personen, die deutlich weniger als 1 300 € ver-
dienen, werden über die Armutsgefährdungsgrenze ge-
hoben, wenn sie arbeiten. Das sei an zwei Beispielen ver-
deutlicht, die extrem niedrige Löhne unterstellen, wie sie
in der öffentlichen Diskussion immer wieder angeprangert
werden. 

1. Beispiel (Stundenlohn 6 €)

Nimmt ein Arbeitsloser eine Beschäftigung von 40 Stunden
pro Woche zu einem Niedriglohn von 6 € pro Stunde auf,
der einem Bruttomonatsverdienst von rund 1 050 € ent-
spricht, verbleiben ihm rund 960 € netto im Monat. Die Lohn-
steuer in Höhe von gut 20 € und die Sozialbeiträge in Hö-
he von 220 € werden durch den Lohnzuschuss im Rahmen
des Hartz-IV-Systems (Wohnkosten und restliches Arbeits-
losengeld II) in Höhe von 150 € großenteils übernommen.
Der ALG-II-Bezieher verfügt über ein Nettoeinkommen, das
deutlich, nämlich um rund 180 €, über der Armutsgefähr-
dungsgrenze liegt. 

2. Beispiel (Stundenlohn 4 €)

Verdient die betrachtete Person unter sonst gleichen Um-
ständen nur 4 € pro Stunde, erzielt sie einen Bruttoverdienst
von rund 700 € im Monat. Es fallen keine direkten Steuern
an, und die Sozialbeiträge liegen bei rund 140 €. Der Lohn-
zuschuss im Rahmen des Hartz-IV-Systems (Wohnkosten
und restliches Arbeitslosengeld II) beträgt nun aber 350 €
und übertrifft damit die Sozialbeiträge in erheblichem Um-
fang. Das Nettoeinkommen liegt mit 910 € um etwa 210 €
über dem Bruttoeinkommen und um etwa 130 € über der
Armutsgefährdungsschwelle. 

Weitere Beispiele für andere Familienverhältnisse zeigen das
gleiche Ergebnis. Es ist deshalb zweifelsfrei, dass die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen für ehemals Langzeitarbeitslose,
und seien es nur Arbeitsplätze im Niedriglohnsektor, die Ar-
mutsgefährdung verringert. 

Daher verfehlt die Diskussion, die den Anstieg der im Nied-
riglohnbereich Beschäftigten bedauert, den entscheidenden
Punkt. Niedrige Löhne sind nicht gleichbedeutend mit Ar-
mut, weil unser Sozialstaat dafür sorgt, dass diejenigen,
die von ihrem Lohn allein nicht leben können, durch einen
Lohnzuschuss über die Schwelle der Armutsgefährdung ge-
hoben werden. Da niedrige Löhne die Schaffung von zu-
sätzlichen Arbeitsplätzen für Geringqualifizierte und Lang-
zeitarbeitslose ermöglichen, tragen sie vielmehr dazu bei,
dass durch Arbeitslosigkeit von Armut gefährdete Personen
eine Chance haben, ein Einkommen zu verdienen, das über
der Armutsgefährdungsschwelle liegt. ´

Das hat Implikationen für die Mindestlohndebatte. So para-
dox es klingen mag: Politisch verursachte Lohnerhöhungen,
die über das Marktergebnis hinaus führen, bedrohen einen
Teil der Menschen, denen man helfen will, mit Armut. Sie
vernichten nämlich Stellen und drücken das Einkommen der
Arbeitslosen nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes auf das
Hartz-IV-Niveau und damit unter die Armutsgefährdungs-
schwelle. Der Verzicht auf Mindestlöhne verringert hingegen
den Anteil der von Armut gefährdeten Menschen, weil er den
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2 http://www.oecd.org/dataoecd/51/23/39662482.xls.
3 Der Wert für 2005 beträgt 781 € und wurde vom Statistischen Bundes-

amt auf der Basis der EU-SILC-Daten errechnet. Der Wert für 2006 ist
noch nicht verfügbar. 
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bislang arbeitslosen Hartz-IV-Empfängern
bezuschusste Arbeit verschafft und ihr Net-
toeinkommen damit über die Armutsgefähr-
dungsschwelle hebt. Insofern entbehrt das
vielfach zu hörende Lamento über die an-
geblich so problematischen Auswirkungen
fehlender gesetzlicher Mindestlöhne jeglicher
Grundlage. 

Der gewaltige Beschäftigungszuwachs,
den der vergangene Boom gerade auch bei
den ehemals Langzeitarbeitslosen gebracht
hat, hat die Armutsgefährdung in Deutsch-
land verringert. Man braucht keine statisti-
schen Erhebungen für diese Erkenntnis.
Der Schluss ist zwingend. 

Die Ergebnisse des Sozioökonomischen Panels

Dennoch ist ein Blick auf die Statistik hilfreich, um diese Er-
kenntnis zu prüfen. Inzwischen liegen nämlich die Ergeb-
nisse des Sozioökonomischen Panels für das Jahr 2006 und
damit für das erste Boomjahr vor, also das erste Jahr, in dem
die Arbeitslosenzahlen in Deutschland wieder deutlich zu-
rückgingen. Das Sozioökonomische Panel ist zwar nur ei-
ne Stichprobe und nicht mit amtlichen Daten gleichzuset-
zen, die eine breitere statistische Basis haben. Die Einkom-
mensverteilung, die es darstellt, weist einige systematische
Verzerrungen gegenüber der tatsächlichen Verteilung auf,
die insbesondere eine Übertragung der Niveauaussagen er-
schweren. Dennoch zeigt dieses Panel in aller Regel die zeit-
lichen Trends sehr gut an und wird deshalb auch im Armuts-
bericht der Bundesregierung mit herangezogen. 

Abbildung 2 vergleicht die zeitliche Entwicklung der Armuts-
gefährdungsquote mit der Entwicklung der Arbeitslosenzahl.
Dabei ist die Armutsgefährdungsquote aus Konsistenzgrün-
den nicht bezüglich der offiziellen Armutsgefährdungsgren-
ze definiert, sondern bezüglich einer endogen bestimmten
Grenze, die bei 60% des bedarfsgewichteten Medianein-
kommens von rund 1 470 € liegt, wie es sich in der Stich-
probe ergibt.4

Im Jahr 2005 lag die so berechnete endogene Armuts-
schwelle bei 880 €, während die offizielle Schwelle, wie er-
wähnt, 781 € betrug. Und entsprechend lag die Quote de-

rer, die unter der jeweiligen Schwelle leben, in der offiziellen
Statistik bei 13%, doch im Sozioökonomischen Panel bei
18%. Diese Niveauunterschiede wurden auch schon im
3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung vom
letzten Jahr beschrieben und diskutiert.5 Vermutlich haben
sie auf Änderungen im Zeittrend selbst keinen Einfluss, zu-
mal in den beiden oben betrachteten Beispielen von 4 bzw.
6 € Stundenlohn eine Person, die von der Arbeitslosigkeit
in die Arbeit wechselt, ebenfalls über die Armutsschwelle
gemäß Sozioökonomischem Panel gehoben wird. 

Die Abbildung bestätigt die Erkenntnis, dass der Rückgang
der Arbeitslosigkeit die Armutsgefährdung verringert hat.
Während nämlich die Armutsgefährdungsquote in den Jah-
ren bis 2005 parallel zur Zunahme der Arbeitslosigkeit stark
anstieg, ging sie von 2005 auf 2006 um rund 1,5 Prozent-
punkte zurück. Das ist der erste statistische Hinweis darauf,
dass die beschäftigungspolitischen Maßnahmen im Rah-
men der Agenda 2010 tatsächlich zu einer Verringerung des
Anteils der armutsgefährdeten Personen geführt haben.
Wenn in den nächsten Jahren mehr statistische Informatio-
nen für die anderen Boomjahre vorliegen, wird man dies
mit noch größerer Deutlichkeit erkennen können. 

Mit der Agenda 2010 hat Deutschland eine bemerkens-
werte Reform des Sozialstaates vorgenommen, die von his-
torischer Bedeutung ist. Indem weniger staatliches Geld
für das Wegbleiben und mehr für das Mitmachen angebo-
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4 Der Berechnung des Äquivalenzeinkommens liegt die neue OECD-Be-
darfsgewichtungsskala (Haushaltsvorstand, Gewicht = 1; jede weitere Per-
son über 14 Jahre, Gewicht = 0,5; jede Person mit 14 Jahren oder jün-
ger, Gewicht = 0,3) zugrunde. Als Berechnungsgrundlage werden die vom
DIW berechneten und im Cross-National-Equivalent-Datensatz bereitge-
stellten Jahresnettoeinkommen verwendet. Die Berechnungsweise des ifo
Instituts ist daher vergleichbar mit den Berechnungen des RWI und un-
terscheidet sich nur unwesentlich von den Berechnungen des DIW für den
3. Armuts- und Reichtumsbericht (vgl. DIW, ZEW, Hauser und Becker 2008;
Frick und Grabka 2008).

5 Vgl. Bundesregierung (2008, 20–24). Die Berechnungen zum 3. Armuts-
und Reichtumsbericht basieren auf drei verschiedenen Datengrundlagen:
Gemeinschaftsstatistik für die EU des Statistischen Bundesamtes über Ein-
kommen und Lebensbedingung (EU-SILC), Sozioökonomisches Panel (SO-
EP) und die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS). Je nach Da-
tengrundlage und Berechnungsmethode des Nettoäquivalenzeinkommens
ergeben sich somit unterschiedliche Werte für die Armutsgefährdungs-
schwelle. Solange die jeweiligen Datengrundlagen und Berechnungsme-
thoden über die Zeit unverändert bleiben, ist davon auszugehen, dass der
zugrunde liegende Zeittrend für alle Datensätze derselbe ist. Zur Datenla-
ge für den 3. Armuts- und Reichtumsbericht vgl. auch Werding (2008).
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ten wurde, wurde der implizite Mindestlohn, der durch das
Sozialsystem gebildet wird, gesenkt. Das hat viele neue Stel-
len im Dienstleistungssektor, für Ältere und für Geringquali-
fizierte geschaffen. Die Erfolge auf dem Arbeitsmarkt über-
trafen alle Erwartungen. Diese Erfolge wurden nicht durch
einen Sozialabbau erkauft, wie von interessierter Seite im-
mer wieder behauptet und unter großem propagandistischen
Aufwand über bestimmte Medien verbreitet wird. Vielmehr
war es genau umgekehrt: Wegen der Lohnzuschüsse, die
mit dem Hartz-IV-System eingeführt wurden, hat die Armuts-
gefährdung in Deutschland abgenommen. Niedriglöhne, von
denen man nicht leben kann, sind nun eben nicht mehr mit
Einkommen gleichzusetzen, von denen man nicht leben
kann. Dem Ziel, dass jeder, der arbeiten will, arbeiten kann,
und dann genug zum Leben hat, ist Deutschland mit der
Agenda 2010 nach jahrzehntelangen Fehlversuchen beim
Ausbau der Lohnersatzleistungen einen großen Schritt nä-
her gekommen. 

Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht aus dem Jahr 2008
hatte gezeigt, dass die auf der Basis des SOEP berechne-
te Armutsgefährdungsquote in den Jahren von 2000 bis
2005 um 5 Prozentpunkte auf 18 Prozent angestiegen war.
Damit waren im Jahr 2005 rund 15 Millionen Personen in
Deutschland von Armut gefährdet. Im Jahr 2005 hatte je-
doch der Wirtschaftsaufschwung den Arbeitsmarkt noch
nicht erreicht, und so konnte der Bericht die positiven Be-
schäftigungseffekte der Agenda 2010 nicht abbilden. Be-
reits im Laufe des Jahre 2006 haben sich die Verhältnisse
grundlegend verändert. Der jahrelange Trend einer zuneh-
menden Spreizung der Einkommen (nicht: der Löhne) wur-
de gestoppt, und die Armutsgefährdungsquote sank (vgl.
auch Frick und Grabka 2008), im Vergleich zu 2005 immer-
hin um rund 1,5 Prozentpunkte. Damit waren im Auf-
schwungjahr 2006 rund eine Million Personen weniger von
Armut gefährdet als im Jahr 2005, dem Höhepunkt der Ar-
beitslosigkeit.
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Der demographische Wandel weist in
Deutschland, in den Staaten der EU-15
und in den wichtigsten weiteren OECD-
Ländern fast ausnahmslos einen klaren,
gemeinsamen Trend auf: Die vorliegen-
den Projektionen zeigen für die nächs-
ten Jahrzehnte eine starke Alterung der
Bevölkerung an. Aller Voraussicht nach
wird dieser Prozess in den dreißiger und
vierziger Jahren dieses Jahrhunderts
seinen Höhepunkt erreichen. Das exak-
te Ausmaß variiert zwischen den einzel-
nen Ländern erheblich, wobei Deutsch-
land zu den mit am stärksten betroffe-
nen Staaten zu zählen ist. Das Problem
liegt aber nicht nur darin, dass es we-
niger (junge) Beschäftigte auf dem Ar-
beitsmarkt geben wird, sondern Quali-
fikationsdefizite bestehen werden. Be-
reits heute zeichnet sich nach Anga-
ben der Wirtschaft ab, dass die Absol-
venten in Fächern wie Mathematik, In-
formatik, Naturwissenschaften und
Technik (MINT), aber auch in Medizin
und vielen anderen akademischen und
nicht-akademischen Bereichen nicht
ausreichen, um den Bedarf zu decken.
Es ist zu erwarten, dass der Mangel an
qualifizierten Fachkräften insbesondere
zu Tage tritt, wenn sich die wirtschaft-
liche Situation wieder verbessert. Ver-
stärkt werden die zu erwartenden Qua-
lifikationsdefizite durch die Abwande-
rung von qualifizierten Personen. Vor
dem Hintergrund der Wirtschaftskrise
und steigenden Arbeitslosenzahlen dro-
hen diese Entwicklungen allerdings aus
dem Blick zu geraten.

Eine Studie des Sachverständigenra-
tes für Integration und Migration (2009)
zeigt, dass die Differenz zwischen nach

Deutschland zurückgekehrten deut-
schen Staatsangehörigen und deut-
schen Auswanderern in andere OECD-
Länder seit 2003 fast 180 000 beträgt.
Vieles deutet darauf hin, dass es sich da-
bei um hochqualifizierte und flexible Per-
sonen handelt. 

Die Auswanderung von in Deutschland
ausgebildeten und beschäftigten Bürgern
hat nicht nur bevölkerungsstatistische und
arbeitsmarktrelevante, sondern auch fis-
kalpolitische Implikationen. In diesem Zu-
sammenhang stellt sich die Frage, wel-
che fiskalischen Effekte im Zuge einer
Auswanderung entstehen. Hierbei geht
es insbesondere um die Frage der Bil-
dung. Bildung führt zu unterschiedlichen
Formen von Vorteilen oder Nutzen (vgl.
z.B. Wolter und Weber 2005). Zunächst
erwächst der Person, die sich ausbildet,
durch die Ausbildung ein privater Nutzen,
der monetäre (höherer Lohn, bessere Ar-
beitsplatzsicherheit etc.) wie auch nicht-
monetäre (Zufriedenheit, Prestige etc.) As-
pekte umfassen kann. Daneben hat die
Gesellschaft einen Nutzen, wenn von der
erworbenen Bildung auch andere Perso-
nen profitieren, z.B. wenn durch die gute
Ausbildung einer Vielzahl an Mitbürgern
sich die Produktivität und Innovationsfä-
higkeit aller erhöht. Zuletzt lässt sich aus
Bildung aber auch ein fiskalischer Nut-
zen ableiten. Dieser resultiert zum einen
aus den höheren Steuererträgen, die ei-
ne Folge der höheren Löhne wegen der
höheren Produktivität sowie der Progres-
sivität des Steuersystems sind. Zum an-
deren bedeutet mehr Bildung auch, dass
öffentliche Ausgaben in Form von Trans-
ferzahlungen weniger in Anspruch ge-
nommen werden. 

ausgewählter Berufsgruppen

Christian Holzner, Sonja Munz und Silke Übelmesser

Fiskalische Wirkungen der Auswanderung 

Die Auswanderung von in Deutschland ausgebildeten und beschäftigten Bürgern hat sowohl be-

völkerungsstatistische und arbeitsmarktrelevante als auch fiskalpolitische Implikationen. Im fol-

genden Beitrag werden anhand zweier exemplarischer Auswanderer die entsprechenden fiskali-

schen Bilanzen mittels Beispielsrechnungen erstellt. Dabei werden insbesondere die mit der öf-

fentlich bereitgestellten Bildung verbundenen öffentlichen Kosten mit dem fiskalischen Nutzen

verglichen, der im Fall einer Auswanderung nicht dem Land zugute kommt, das in Vorleistung ge-

treten und die Bildung finanziert hat, sondern dem Land, in das der Absolvent immigriert. Im Er-

gebnis zeigt sich, dass die Auswanderung von qualifizierten Arbeitskräften erhebliche Belastun-

gen der öffentlichen Haushalte und Sozialkassen verursacht. 
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Der vorliegende Beitrag konzentriert sich auf die fiskalischen
Wirkungen einer Auswanderung von in Deutschland aus-
gebildeten Beschäftigten. Konkret werden für eine Ärztin und
einen Facharbeiter in der Metallbranche die entsprechenden
fiskalischen Bilanzen mittels Beispielsrechnungen erstellt.
Dafür vergleichen wir insbesondere die mit der öffentlich
bereitgestellten Bildung verbundenen öffentlichen Kosten mit
dem fiskalischen Nutzen. Dieser fiskalische Nutzen kommt
im Falle von Auswanderung aber nicht dem Land zugute,
das sozusagen in Vorleistung getreten und die Bildung finan-
ziert hat, sondern dem Land, in das der Absolvent auswan-
dert, so dass eine fiskalische Externalität entsteht. Um ein
möglichst vollständiges und realistisches Bild zu erhalten,
werden neben den öffentlichen Bildungskosten auch ande-
re öffentliche Ausgaben berücksichtigt und die Auswirkun-
gen von Auswanderung auf die sozialen Sicherungssyste-
me in die Berechnungen mit einbezogen. 

Biographie ausgewählter Auswanderer

Der Fokus der Studie richtet sich auf eine in Deutschland
ausgebildete Ärztin, die nach ihrem Studium und während
ihrer Facharztausbildung in Deutschland (z.B. in die Schweiz)
auswandert, und einen in Deutschland tätigen Facharbeiter
in der Metallbranche, der sich nach einigen Jahren der Be-
rufstätigkeit ebenfalls zur Auswanderung entschließt. Ziel der
Berechnungen ist es, die fiskalischen Wirkungen der Aus-
wanderung zu quantifizieren. Hierzu werden anhand zwei-
er fiktiver Lebens- und Erwerbsbiographien die durch eine
Auswanderung verursachten volkswirtschaftlichen Effekte
quantifiziert. 

Fiskalische Wirkungen

Den Berechnungen zur fiskalischen Wirkung der Auswan-
derung wurden folgende makroökonomische Annahmen
zugrunde gelegt. Analog zu Werding und Hofmann (2008)
wird für den Betrachtungszeitraum von einem durch-
schnittlichen Produktivitäts- und Lohnwachstum von 2%
und einem Zinssatz von 3,3% ausgegangen. Die in den
Tabellen 1 und 2 ausgewiesenen Barwerte entsprechen
den auf 2008 ab- bzw. aufgezinsten jährlichen Einnahmen
und Ausgaben der Gebietskörperschaften bzw. der So-
zialversicherung über den Lebensverlauf der betrachteten
Personen. 

Einnahmen der Gebietskörperschaften

Die Haupteinnahmequellen für die Gebietskörperschaften
sind die Lohnsteuer und die Mehrwertsteuer. Zusammen
decken die gemeinschaftlichen Steuern der Gebietskör-
perschaften rund 70% aller Steuereinnahmen ab (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2008a). Die restlichen 30% werden
in den Tabellen 1 und 2 als »Sonstige Steuern« zusammen-
gefasst. Die Beiträge der Ärztin bzw. des Facharbeiters
zu den »Sonstige Steuern« sind proportional zur Höhe der
entsprechenden Zahlungen von Lohn- und Mehrwertsteu-
er. Die Lohnsteuer wurde auf Basis der oben ausgeführ-
ten Lebensläufe mit den in 2008 geltenden Steuersätzen
berechnet. Dabei wurden die Einkommensgrenzen für die
Grenzsteuersätze mit dem Wachstumsfaktor von 2% fort-
geschrieben, um die Lohnsteuereinnahmen nicht künstlich
durch die kalte Progression zu überhöhen. Die exemplari-
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Abb. 1
Lebens- und Erwerbsbiographien der Auswanderer
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schen Berechnungen ergeben, dass die beiden betrach-
teten Personen bereits vor ihrer Auswanderung Lohnsteu-
ern in Höhe von 36 500 € (Barwert in 2008 für die Ärztin)
bzw. 17 400 € (Barwert in 2008 für den Facharbeiter) be-
zahlt haben. Wenn sie nicht ausgewandert wären, hätten
die Gebietskörperschaften mit weiteren 673 900 € (Ärztin)
bzw. 185 700 € (Facharbeiter) rechnen können. Die Ein-
nahmen der Mehrwertsteuer basieren auf den Konsum-
ausgaben der betrachteten Personen. Dabei wurde un-
terstellt, dass der Facharbeiter rund 6,4% und die Ärztin
rund 22,6% der jeweiligen Nettoeinkommen spart (vgl.
Bach 2005, Tab. 6.2). Zur Berechnung des Mehrwertsteu-
eraufkommens wurde ein einkommensabhängiger Durch-
schnittssteuersatz von 8,0% für den Facharbeiter und 5,9%
für die Ärztin angesetzt (vgl. Bach 2005, Tab. 6.1). Vor der
Auswanderung hätte die Ärztin bereits 3 900 € (Barwert in
2008) ihres Nettoeinkommens an Mehrwertsteuer bezahlt,
ein Facharbeiter aufgrund seines längeren Erwerbslebens
und seines höheren Durchschnittssteuersatzes bereits
7 800 € (Barwert in 2008). Wenn die Ärztin nicht ausge-
wandert wäre, dann hätte sie noch 65 700 € (Barwert in
2008) Mehrwertsteuer im Laufe ihres Lebens bezahlt, der
Facharbeiter aufgrund seines geringeren Einkommens
57 600 € (Barwert in 2008). Die »Sonstigen Steuern« be-
laufen sich vor der Auswanderung auf 17 700 € (Barwert
2008) für die Ärztin und 11 000 € (Barwert 2008) für den
Facharbeiter. Im Falle einer Auswanderung entgehen den
Gebietskörperschaften sonstige Steuereinnahmen in Hö-

he von rund 323 800 € (Barwert 2008) von der Ärztin und
rund 106 500 € (Barwert 2008) vom Facharbeiter.

Ausgaben der Gebietskörperschaften

Das deutsche Bildungswesen ist im Schul- und Hochschul-
bereich insbesondere durch ein öffentlich finanziertes Bil-
dungsangebot geprägt. Rund drei Viertel der gesamten
Bildungsausgaben wurden 2005 von Bund, Ländern und
Gemeinden aufgebracht. Im Jahr 2005 wendeten die öf-
fentlichen Haushalte 1 052 € je Einwohner für Bildung auf
(vgl. Statistisches Bundesamt 2008b). Es ergeben sich
erhebliche Unterschiede bei den Ausgaben je Schüler je
nach Schulart. Die Ausgaben für Grundschulen lagen 2005
bei 4 000 €, für Realschulen bei 4 500 € und für Gymna-
sien bei 5 400 €. Die Ausgaben für Berufsschulen im Dua-
len System sind durch den Teilzeitunterricht bedingt mit
2 200 € je Schüler vergleichsweise niedrig (Statistisches
Bundesamt 2008b). Ausgaben für Studierende an Hoch-
schulen lagen im Jahr 2005 bei durchschnittlich 7 180 €,
in der Humanmedizin und den Gesundheitswissenschaf-
ten beliefen sie sich auf 25 460 € (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2008c).

Im Rahmen einer vollständigen fiskalischen Bilanz müs-
sen auch staatliche Leistungen berücksichtigt werden, für
die keine (kostendeckenden) Gebühren erhoben werden
und die der Wohnbevölkerung und/oder den Beschäftig-

 

Ärztin Facharbeiter (Metallbereich) 

Die Ärztin1 wächst in relativ vermögenden Verhältnissen 
auf. Mit sechs Jahren geht sie in die Grundschule und 
wechselt nach der vierten Klasse auf das Gymnasium. 
Mit 19 Jahren legt sie das Abitur ab und nimmt ein Hu-
manmedizinstudium auf. Nach sechseinhalb Jahren 
schließt sie dieses im Alter von 26 Jahren ab, während-
dessen sie kein Bafög bezogen hat. Nachdem sie mit  
27 Jahren das Praktische Jahr beendet hat, beginnt sie 
in einem Krankenhaus eine Facharztausbildung zum in 
Westdeutschland gültigen Tarifvertrag der Länder (Baye-
risches Staatsministerium der Finanzen, TV-L 2008). 
Nach drei Jahren Facharztausbildung wandert sie aus.  

Wenn die Ärztin in Deutschland geblieben wäre, hätte 
sie nach zwei weiteren Jahren ihre Facharztausbildung 
beendet und wäre als Fachärztin (Tarifgruppe Ä2) wei-
terbeschäftigt worden. Wir nehmen außerdem an, dass 
die Ärztin mit 48 Jahren zur Oberärztin (Tarifgruppe Ä3) 
befördert worden wäre. Während ihres Erwerbslebens 
hätte die Ärztin stets einen 10%igen Aufschlag für ihre 
Schichtdienste erhalten. Die Ärztin hätte mit 67 Jahren 
ihr aktives Arbeitsleben beendet und bis zum Ende ihres 
85. Lebensjahres Rente bezogen. Abbildung 1 illustriert 
ihre Lebens- und Erwerbsbiographie. 

Der Facharbeiter wird ebenfalls mit sechs Jahren einge-
schult, wechselt nach der vierten Klasse auf die Real-
schule und schließt diese erfolgreich mit der Mittleren 
Reife im Alter von 16 Jahren ab. Danach beginnt er eine 
Lehre in einem metallverarbeitenden Betrieb. Nach drei-
einhalb Jahren schließt er die Lehre ab und beginnt in 
einem nordwürttembergischen, tarifgebundenen Betrieb 
in der Werkstatt zu arbeiten. Zu Beginn wird er in die 
Lohngruppe 7 mit Sonderzahlungen (vgl. IG-Metall 2008) 
eingruppiert. Nach drei Jahren wird er arbeitslos und 
wandert aus. 

Wir nehmen an, dass der Facharbeiter, wenn er in 
Deutschland geblieben wäre, nach einem Jahr Arbeitslo-
sigkeit eine neue Anstellung in derselben Region zum 
selben Lohnsatz in einem metallverarbeitenden Betrieb 
gefunden hätte. Mit 30 Jahren wäre er in die Lohngrup- 
pe 8 und mit 40 Jahren in die Lohngruppe 9 mit Sonder-
zahlungen hochgruppiert worden. Mit 50 Jahren wäre er 
erneut arbeitslos geworden. Nach einem Jahr Arbeitslo-
sigkeit hätte er eine Anstellung (Lohngruppe 10) gefun-
den und wäre bis zur Vollendung des 66. Lebensjahres 
beschäftigt gewesen und dann in Rente gegangen. Mit 
85 Jahren wäre er verstorben. Abbildung 1 zeigt seine 
Biographie.  

1 Bei der Darstellung der ausgewählten Berufsgruppen wurde eine Frau als Ärztin und ein Mann als Facharbeiter zugrunde 
gelegt. Konzeptionell spielt die Kategorie Geschlecht im vorliegenden Fall allerdings keine Rolle, da die gewählten Lebens-
biographien der Auswanderer weder eine Heirat noch Kinder vorsehen. 
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ten zugute kommen. Die im Folgenden als öffentliche Gü-
ter bezeichneten Leistungen werden in aller Regel nicht-
äquivalent finanziert und haben über das Steuersystem da-
her redistributive Effekte. Zur Ermittlung dieser staatlichen
Leistungen werden die Ausgaben der Gebietskörperschaf-
ten um die Inanspruchnahme einzelner steuerfinanzierter
Ausgaben (Kinder-, Erziehungs-, Wohngeld, Arbeitslosen-
geld II, Bildungsausgaben) bereinigt, da die ausgewählten
Auswanderer diese entweder aufgrund ihrer Biographie
nicht in Anspruch nehmen oder sie gesondert berück-
sichtigt werden (z.B. Bildungsausgaben – siehe oben). Der
Gegenwert aller dieser nicht unmittelbar zurechenbaren
staatlichen Regelleistungen wird hier in Form der durch-
schnittlichen Kosten pro Kopf der Wohnbevölkerung ge-
messen. Ein kostenorientierter Ansatz ist zum einen not-
wendig, da Marktpreise für öffentlich angebotene Güter in
der Regel fehlen. Zum anderen ist die einfache Berech-
nung von Pro-Kopf-Größen auch dadurch zu rechtfertigen,
dass die Grenz(-ballungs-)kosten der Nutzung öffentlicher
Güter exakt den Durchschnittskosten der Produktion öf-
fentlicher Güter entsprechen, wenn der Staat bei der Pro-
duktion dieser Güter Skaleneffekte optimal nutzen kann
und daher zugleich die Durchschnittskosten minimiert (vgl.
Sinn et al. 2001). Durchschnittlich entstanden 2007 pro
Einwohner 6 239 € an Kosten für staatliche Leistungen
nach der oben aufgeführten Definition.

Einnahmen und Ausgaben der Sozialversicherung

Zur Berechnung der Einnahmen der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) wurde der in 2008 durchschnittliche
allgemeine Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversiche-
rung von 14,07% für Arbeitgeber und Arbeitnehmer (beide
zusammen) zugrunde gelegt (vgl. BMG 2008a). Dazu kommt
noch der Sonderbeitrag für Arbeitnehmer von 0,90% (vgl.
SGB V, §249). Die Beitragssätze wurden über den Lebens-
lauf konstant gehalten. Da der Verdienst der Ärztin zu jeder
Zeit über der Versicherungspflichtgrenze von rund 4 000 €
pro Monat (Stand 2008) liegt und die Ärztin wie oben erläu-
tert unverheiratet und kinderlos ist, wurde angenommen,
dass sie Zeit ihres Lebens privat krankenversichert ist. Folg-
lich sind in den Tabellen 1 und 2 lediglich für den Fachar-
beiter Ausgaben und Einnahmen der Gesetzlichen Kranken-
versicherung aufgeführt. Die durchschnittlichen Ausgaben
der Gesetzlichen Krankenversicherung belaufen sich auf
2 188 € (vgl. BMG 2008b). Für den Facharbeiter fallen be-
reits vor der Auswanderung Gesundheitsausgaben von
30 700 € (Barwert 2008) an. Diesen stehen vor der Auswan-
derung jedoch lediglich Einnahmen von 22 800 € (Barwert
2008) gegenüber. Der negative Saldo für die GKV vor der
Auswanderung entsteht vor allem aufgrund der Gesund-
heitsausgaben in der Kindheit und Jugend. Wenn der Fach-
arbeiter nach seinem 22. Lebensjahr auswandert, dann ent-
geht der GKV ein Nettoertrag von 64 400 € (Einnahmen

von 174 600 € minus Ausgaben von 110 200 €, jeweils
Barwerte in 2008). 

Den Berechnungen zu den Einnahmen der Sozialen Pfle-
geversicherung (SPV) liegt der 2008 (Stand Juli 2008) gül-
tige Beitragssatz von 1,95% für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer (beide zusammen) sowie der Sonderbeitrag von
0,25% für Kinderlose zugrunde (vgl. Deutsche Rentenver-
sicherung 2008a). Die Ärztin ist wie bei der gesetzlichen
Krankenversicherung auch von der gesetzlichen Pflegever-
sicherung befreit. Daher werden nur für den Facharbeiter die
Einnahmen und Ausgaben für die Pflegeversicherung be-
rechnet. Die Leistungsausgaben der sozialen Pflegeversi-
cherung 2007 betrugen 17,4 Mrd. € für den ambulanten und
stationären Bereich bei 2,03 Millionen ambulanten und sta-
tionären Pflegebedürftigen (vgl. BMG 2009b). Daraus erge-
ben sich Durchschnittsausgaben je Leistungsempfänger von
8 571 €. Werden diese Durchschnittswerte mit dem alters-
abhängigen Risiko der Pflegebedürftigkeit gewichtet, dann
entstünden für den Facharbeiter Kosten in Höhe von 9 700 €
(Barwert 2008), wenn dieser nicht ausgewandert wäre. Die-
se Ausgaben wären mehr als gedeckt durch die Beitrags-
zahlungen des Facharbeiters von 3 400 € (Barwert 2008)
vor der Auswanderung und 25 700 € (Barwert 2008) nach
der Auswanderung.

Für die Berechnung der Einnahmen der Arbeitslosenversi-
cherung (ALV) wird der in 2008 gültige Beitragssatz von 3,3%
(vgl. SGB III, § 341 Abs. 2, Stand 2008) zugrunde gelegt.
Auf Basis der gewählten Biographien nimmt die Bundes-
agentur für Arbeit von der Ärztin 6 400 € (Barwert 2008)
und vom Facharbeiter 5 000 € (Barwert 2008) vor der Aus-
wanderung ein. Wenn keiner der beiden ausgewandert wä-
re, dann hätte die Arbeitslosenversicherung 60 300 € (Bar-
wert 2008) zusätzlich von der Ärztin und 35 200 € (Barwert
2008) vom Facharbeiter als Beitragszahlungen erhalten. Dem
hätten lediglich Ausgaben in Höhe von 20 300 € für den
Facharbeiter gegenübergestanden, wenn er mit 23 und
50 Jahren für jeweils ein Jahr arbeitslos gewesen wäre und
als Alleinstehender 60% (vgl. SGB III, § 129) seines Netto-
gehaltes als Arbeitslosengeld erhalten hätte.

Der in 2008 gültige Beitragssatz zur Gesetzlichen Renten-
versicherung (GRV) liegt laut Deutscher Rentenversicherung
(2008b) bei insgesamt 19,9% für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer. Während der Facharbeiter sein ganzes Erwerbsle-
ben lang unter der Beitragsbemessungsgrenze von 5 300 €
(Stand 2008, laut Deutscher Rentenversicherung 2008b)
liegt, übersteigt das Einkommen der Ärztin nach der abge-
schlossenen Facharztausbildung die Beitragsbemessungs-
grenze. Bereits vor der Auswanderung zahlt der Facharbei-
ter 30 400 € (Barwert 2008) und die Ärztin 31 100 € (Bar-
wert 2008) in die Rentenversicherung ein. Wenn der Fach-
arbeiter bzw. die Ärztin nicht ausgewandert wäre, dann hät-
te die gesetzliche Rentenversicherung zusätzlich 212 100 €
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(Barwert 2008) bzw. 361 800 € (Barwert
2008) als Beitragszahlungen erhalten. Im Fal-
le einer Auswanderung müsste die GRV der
Ärztin lediglich die Arbeitnehmerbeiträge aus-
zahlen, da erst ab fünf Beitragsjahren ein An-
spruch auf Rente entsteht. Der Facharbei-
ter hätte hingegen Anrecht auf eine niedrige
Rente in Höhe von ca. 12 600 € (Barwert
2008). Wenn beide in Deutschland geblie-
ben wären, dann hätte die Ärztin während ih-
res Erwerbslebens 78,4 Entgeltpunkte er-
worben, während der Facharbeiter auf ledig-
lich 55,0 Entgeltpunkte gekommen wäre. Der
dadurch entstandene Rentenanspruch wird
auf der Basis der Rentenprojektionen von
Werding und Hofmann (2008) berechnet. Für
die zugrunde gelegte Rentenbezugsdauer
von 19 Jahren ergeben sich daraus Belas-
tungen für die Rentenkasse in Höhe von
159 900 € (Barwert 2008) für die Ärztin und
101 400 € (Barwert 2008) für den Facharbei-
ter. Der hohe Unterschied der Barwerte zwi-
schen den Beitragszahlungen und dem Ren-
tenanspruch resultiert daraus, dass die (in-
terne) Rendite der GRV deutlich unterhalb
der Marktverzinsung liegt, die hier als Diskontrate genom-
men wurde. 

Fiskalische Bilanz

Eine Saldierung der Einnahmen und Ausgaben der Ge-
bietskörperschaften und Sozialversiche-
rungsträger für die betrachteten Personen
soll Auskunft über die Höhe der fiskalischen
Externalität geben, die für den deutschen
Staat entsteht, falls es zur Auswanderung
kommt. Ist der Saldo zwischen Finanzie-
rungsbeiträgen und bezogenen öffentlichen
Leistungen und Sozialleistungen in Barwer-
ten positiv, kommt es im Falle einer Aus-
wanderung zu einer Umverteilung zuguns-
ten der Zielländer. Bei der Interpretation der
Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass bei
den vorliegenden Berechnungen aus-
schließlich die direkten Effekte einer Aus-
wanderung berücksichtigt sind. Indirekte Ef-
fekte, die aus Wirtschaftswachstum, Lohn-
entwicklung etc. resultieren können, gingen
nicht in die Berechnungen ein.

Bis zur Auswanderung fallen bei den Ge-
bietskörperschaften in Höhe von 531 500 €
(Barwert 2008) für die Ärztin und von
226 900 € (Barwert 2008) für den Fachar-
beiter an, nachdem diese vor der Auswan-

derung weitgehend die Bildung und die öffentliche Infra-
struktur für die Ärztin und den Facharbeiter finanziert und
bereitgestellt haben. Die von der Ärztin und dem Fach-
arbeiter bezahlten Steuern in Höhe von 58 100 € bzw.
36 200 € bleiben weit unter den Ausgaben der Gebiets-
körperschaften zurück (vgl. Tab. 1). Hingegen würden die
Sozialversicherungssysteme mit Ausnahme der gesetzli-

Tab. 1 

Fiskalische Bilanz vor der Auswanderung 

 
Ärztin 

(Barwerte 2008, 
in Euro) 

Facharbeiter 
(Barwerte 2008, 

in Euro) 
Einnahmen   

Gebietskörperschaften   
Lohnsteuer 36 500 17 400 
Mehrwertsteuer 3 900 7 800 
Sonstige Steuern 17 700 11 000 

Sozialversicherung   
GKV –  22 800 
SPV – 3 400 
ALV 6 400 5 000 
GRV 31 100 30 400 

Ausgaben   
Gebietskörperschaften   

Bildung 291 400 58 100 
Öffentliche 
Infrastruktur 240 100 168 800 

Sozialversicherung   
GKV – 30 700 
SPV – – 
ALV – – 
GRV – – 

Insgesamt 435 900 159 800 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 

Tab. 2 

Fiskalische Bilanz im Fall einer Auswanderung 

 
Ärztin 

(Barwerte 2008, 
in Euro) 

Facharbeiter 
(Barwerte 2008, 

in Euro) 
Einnahmen   

Gebietskörperschaften   
Lohnsteuer 673 900 185 700 
Mehrwertsteuer 65 700 57 600 
Sonstige Steuern 323 800 106 500 

Sozialversicherung   
GKV –  174 600 
SPV – 25 700 
ALV 60 300 35 200 
GRV 361 800 212 100 

Ausgaben   
Gebietskörperschaften   

Bildung – – 
Öffentliche Infrastruktur 250 500 274 500 

Sozialversicherung   
GKV – 110 200 
SPV – 9 700 
ALV – 20 300 
GRV 159 900 101 400 

Insgesamt 1 075 100 281 300 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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chen Krankenversicherung, deren Ausgaben im Falle des
Facharbeiters nicht ganz durch die bereits erzielten Einnah-
men gedeckt werden, profitieren.

Wenn die Ärztin und der Facharbeiter nicht auswandern,
nehmen die Gebietskörperschaften und die Sozialversi-
cherungsträger von der Ärztin 1 075 100 € (Barwert 2008)
und vom Facharbeiter 281 300 € (Barwert 2008) mehr
ein, als an Ausgaben zu erwarten sind. Damit könnten die
oben genannten Ausgaben (vg. Tab. 1) gedeckt werden.
Hiervon profitieren sowohl die Gebietskörperschaften als
auch die Sozialversicherungssysteme. Dabei ist jedoch
zu beachten, dass die vom Facharbeiter über seinen ge-
samten Lebensverlauf gezahlten Steuern nicht ausreichen,
die Ausgaben der Gebietskörperschaften zu decken. Die
Ärztin hingegen trägt vor allem durch die hohen Lohn-
steuerzahlungen dazu bei, dass die Gebietskörperschaf-
ten ihre Ausgaben finanzieren können. Bleibt die Ärztin in
Deutschland, dann zahlt sie rund 639 200 € (Barwert 2008)
mehr Steuern und Sozialabgaben, als sie an öffentlichen
Leistungen und Sozialleistungen in Anspruch nimmt. Der
Facharbeiter erzielt einen Überschuss in Höhe von
121 500 € (Barwert 2008). 

Schlussfolgerungen

Vor dem Hintergrund des drohenden Mangels an Fachkräf-
ten besteht in Anbetracht der zunehmenden Zahl qualifizier-
ter Auswanderer Handlungsbedarf. Zwar kann dem Fach-
kräftemangel durch eine verstärkte Mobilisierung von ein-
heimischen Talenten begegnet werden, d.h. einer Reform
des Bildungssystems mit dem Ziel, die Absolventenzahlen
zu erhöhen. Doch zeigen die Berechnungen gleichzeitig,
dass es wichtig ist, Anreize für in Deutschland lebende Fach-
kräfte zu setzen, nicht abzuwandern. Im Mittelpunkt staat-
licher Handlungsmöglichkeiten stehen insbesondere allge-
meine Rahmenbedingungen wie die Ausgestaltung des
Steuer- und Abgabensystems. Die quantifizierte fiskalische
Externalität von zwei exemplarischen Auswanderern in Hö-
he von 639 200 € bzw. 121 500 € (gemessen in Barwerten
2008) beziffert die Untergrenze der direkten negativen volks-
wirtschaftlichen Folgen und unterstreicht den dringenden
Handlungsbedarf. 
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Besucher- und Aussteller-
befragungen als empirische Basis 

Seit nahezu 20 Jahren führt das ifo Insti-
tut Studien zu den wirtschaftlichen Wir-
kungen von Messe- und Kongressveran-
staltungen durch (vgl. z.B. Spannagel, 
Täger und Weitzel 1999; Penzkofer 2002;
Täger und Penzkofer 2005). Ein zentra-
ler methodischer Baustein der Berech-
nung veranstaltungsinduzierter Ausga-
ben sind umfangreiche Primärerhebun-
gen bei Ausstellern, Besuchern und Kon-
gressteilnehmern. Nur durch diese Be-
fragungen ist es möglich, empirisch fun-
dierte Ergebnisse zu den wirtschaftlichen
Folgewirkungen von Messe- und Kon-
gressveranstaltungen für einen Standort
bzw. für ausgewählte Wirtschaftsräume
zu erlangen. 

Die empirische Fundierung ist das eine,
ausschlaggebend für die Ermittlung re-
präsentativer Ergebnisse ist aber darüber
hinaus, bei welchen Typen von Messen
bzw. Kongressen Befragungen erfolgen.
Hier gilt es, die Veranstaltungen auszu-
wählen, die das Veranstaltungsportfolio
der jeweiligen Messegesellschaft reprä-
sentativ abbilden. In die Untersuchung
sind somit nicht nur Messen von inter-
nationalem Rang einzubeziehen, die ei-
nen überdurchschnittlich hohen Anteil an
ausländischen Besuchern und Ausstel-

lern aufweisen – mit entsprechend ho-
hen Ausgaben –, sondern auch Messen
von »nur« nationaler bzw. regionaler Be-
deutung.

Für die Ermittlung der wirtschaftlichen Wir-
kungen der Essener Messen und Kon-
gresse wurden zahlreiche Erhebungen
durchgeführt.2 Auf Basis des Befragungs-
umfangs konnten ohne Einschränkungen
repräsentative Hochrechnungen für die
Gesamtausgaben der Messen und Kon-
gresse erfolgen. Das verwendete Modell
stellt dabei anhand zahlreicher Messe-
und Kongressmerkmale kausale Zusam-
menhänge zwischen den in die Befragun-
gen eingegangenen Veranstaltungen und
den nicht befragten Messen und Kongres-
sen her.

Im Messejahr 2008 betrugen die
Gesamtausgaben der Messe-
besucher und -aussteller rund
410 Mill. Euro 

Die Attraktivität von Messen kann primär
an der Zahl der in- und ausländischen Be-
sucher gemessen und eingeschätzt wer-
den und darüber hinaus an ihren Ausga-
ben am Messestandort und in den an-
grenzenden Regionen. Insbesondere in-
ternationale Leitmessen, die für die tech-

2008 zu einer Beschäftigung von knapp 7 500 Personen 

Horst Penzkofer

Messen und Veranstaltungen der Messe Essen führten

Das ifo Institut hat im Auftrag der Messe Essen GmbH bereits für ein durchschnittliches Messe-

und Veranstaltungsjahr die gesamtwirtschaftliche Produktions-, Beschäftigungs- und Steuereffek-

te ermittelt (vgl. Penzkofer 2007). In Anlehnung an diese Untersuchung war es wesentliches Ziel

der vorliegenden Studie, ausgehend von den gesamten Ausgaben der Messeaussteller und -besu-

cher sowie der Kongressteilnehmer und Eventbesucher im Jahr 2008 die direkt und indirekt aus-

gelösten Umsatz- und Beschäftigungseffekte sowie das induzierte Steueraufkommen für das Ver-

anstaltungsjahr 2008 zu quantifizieren.1

1 Eine solche Quantifizierung der wirtschaftlichen Wir-
kungen stellt darauf ab, dass die durch die Mes-
se- und Kongressausgaben »ausgelasteten« Pro-
duktions- und Beschäftigungskapazitäten nicht
durch andere Nachfrageaktivitäten tangiert bzw.
genutzt werden, d.h. der etwaige Ausfall der Mes-
se- und Kongressausgaben als Nachfragevolumen
wird nicht durch Ausgaben anderer Unternehmen
und Personen kompensiert. Nahezu alle Studien
zur Berechnung der so genannten »Umwegeren-
tabilität« größerer Infrastrukturprojekte haben die-
se Annahme zur Grundlage. Die Studie stellt so-
mit eine reine Impact-Analyse dar.

2 Im Messebereich konnten Befragungsergebnisse
aus folgenden Veranstaltungen verwendet werden:
Aussteller- und Besucherbefragungen anlässlich
der Messen Reifen, Metpack, IPM, Reise/Camping
und E-world energy & water; Ausstellerbefragung
anlässlich der Essen Motor Show; Informationen
aus Teilbefragungen anlässlich der Messen Deu-
bau, SHK und Security; detaillierte Strukturdaten
der wichtigen Gastveranstaltungen in Essen. Im
Kongressbereich wurden Veranstaltungen mit re-
gionaler, nationaler und internationaler Ausrichtung
in die Untersuchung einbezogen. Darüber hinaus
fanden bei einigen weiteren Events (z.B. Konzer-
te, Hauptversammlung) Umfragen statt.
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nologischen und wirtschaftlichen Entwick-
lungen eines größeren Wirtschaftszweigs von
ausschlaggebender Bedeutung sind, besit-
zen eine hohe »Sogwirkung« auf Fachbesu-
cher aus dem In- und Ausland. Die vielfälti-
gen Möglichkeiten, sich bei weltbekannten
oder noch fremden Unternehmen über rich-
tungweisende Entwicklungen umfassend zu
unterrichten, fördert die Ausgabenbereit-
schaft vor allem der Fachbesucher bei einem
zum Teil mehrtägigen Messebesuch. Somit
ergibt sich die wirtschaftliche Bedeutung von
Messen nicht nur aus absatzwirtschaftlich
motivierten Überlegungen der Unternehmen
als Aussteller und Besucher, sondern Mes-
severanstaltungen sind auch für den Wirt-
schaftsraum des Messestandorts von erheb-
licher Bedeutung.

Im Jahr 2008 wurden auf dem Messeplatz
Essen 31 Messen und Ausstellungen durch-
geführt; dabei gaben die Messebesucher über 151 Mill. €
aus. Die Ausgaben je Messebesucher lagen im Schnitt bei
108 €. Von den Gesamtausgaben der Messebesucher hat-
ten die Ausgaben in der Hotellerie und Gastronomie (Über-
nachtung, Verpflegung sowie vor- und nachgelagerter Auf-
enthalt) mit einem Anteil von 41% das stärkste Gewicht. Die
Reisekosten schlugen mit 29% zu Buche. Während der
Messeeintritt (inkl. Kauf von Katalogen) zu den gesamten
Ausgaben aller Besucher nur zu rund 7% beitrug, partizi-
pierte der Einzelhandel mit immerhin 12% von den Besu-
cherausgaben.

Für die Ermittlung der messeinduzierten Gesamtausgaben
der Aussteller wurden alle betrieblichen Ausgaben als rele-
vant angesehen, die aus der Sicht der Unternehmen mit
der Planung, Vorbereitung, Durchführung und Nachbearbei-
tung der einzelnen Messebeteiligung auf dem Essener Mes-
segelände in einem direkten Zusammenhang standen. Die
Berechnungen der Gesamtausgaben der Aussteller erga-
ben einen Betrag in Höhe von rund 259 Mill. €. Von den
Gesamtausgaben der ausstellenden Unternehmen entfiel
knapp ein Viertel auf den Standbau (24%). Bezogen auf die
Essener Messeveranstaltungen resultierte ein Ausgaben-
betrag pro Aussteller von rund 21 000 €.

Die gesamten Messeausgaben in Höhe von 410 Mill. € wur-
den nicht nur in Essen getätigt. Die Stadt Essen profitierte
zwar mit einem Betrag von über 170 Mill. € am stärksten,
aber auch auf das restliche Nordrhein-Westfalen entfiel mit
über 103 Mill. € ein beträchtliches Ausgabevolumen (vgl.
Abb. 1). Während die Besucherausgaben zu 55% in Essen
anfielen, zeigte sich bei den Ausstellerausgaben eine ande-
re Ausgabenverteilung: »Nur« rund ein Drittel der Ausstel-
lerausgaben wurde in Essen wirksam. Die Differenzierung
der Ergebnisse nach Besuchern und Ausstellern zeigt so-

mit, dass die Ausgaben der Besucher einen deutlich stär-
keren lokalen Bezug aufweisen. Ein wesentlicher Grund hier-
für liegt darin, dass vor allem die ausländischen, aber auch
die inländischen Aussteller, viele Vorarbeiten und Elemente
für den Messestand im Ausland oder außerhalb von Essen
produzieren lassen.

Knapp 6 250 Personen im Jahr 2008 durch 
Essener Messen beschäftigt

Den Ausgaben der Aussteller und Besucher steht ein Um-
satz bei verschiedenen Unternehmen gegenüber. In die-
sem Umsatz kommen die direkten Wirkungen der Essener
Messeaktivitäten in der Stadt Essen, dem Bundesland Nord-
rhein-Westfalen und in Deutschland zum Ausdruck. Die aus-
gelöste direkte Produktion bedingt eine Reihe zusätzlicher
indirekter wirtschaftlicher Wirkungen: Die unmittelbaren Pro-
duktionseffekte führen durch die Nachfrage nach Vorleistun-
gen zu vorleistungsbedingter Produktion und setzen sich in
allen Produktionsstufen fort.3 Neben den vorleistungsbe-
dingten Produktionseffekten kommen noch Einkommens-
effekte hinzu, da die Produktion zu Einkommen bei den pri-
vaten Haushalten führt. Dies ruft eine zusätzliche Nachfra-
ge und damit Produktion hervor.

Werden die gesamten (direkten und indirekten) Produktions-
effekte in die Betrachtung einbezogen, so errechnet sich,
dass insgesamt im Jahr 2008 in Deutschland 6 242 Erwerbs-

Essen

42%

restliches 

25%

restliches 

Bundesgebiet

18%

Ausland

15%

Regionale Verteilung der Messeausgaben

Messejahr 2008 der Messe Essen

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

Insgesamt: 410 Mill. €

Nordrhein-Westfalen

Abb. 1

3 Die Quantifizierung der indirekten Wirkungen erfolgte mit Hilfe der Input-
Output-Rechnung, die die Liefer- und Leistungsverflechtungen zwischen
den verschiedenen Wirtschaftssektoren abbildet. Hierbei wurde die Input-
Output-Tabelle des Statistischen Bundesamtes für das Jahr 2005 hinsicht-
lich von Preis- und Produktivitätsentwicklungen für den Untersuchungs-
zeitpunkt aktualisiert. Zur Analyse der regionalen indirekten Effekte wur-
den gebietsspezifische Input-Output-Tabellen approximiert.
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tätige4 von den Ausgaben abhängig waren, die anlässlich
der Essener Messen getätigt wurden (vgl. Abb. 2). Bezo-
gen auf Essen resultierten 2 844 von Essener Messeveran-
staltungen abhängige Arbeitsplätze.

Das messeinduzierte Steueraufkommen betrug
2008 rund 107 Mill. Euro

Weitere mit den Messeaktivitäten in Essen verbundene Wir-
kungen stellen Steuereinnahmen der verschiedenen Ge-
bietskörperschaften (Stadt Essen, Bundesland Nordrhein-
Westfalen, Bundesrepublik Deutschland) dar, die infolge von
Produktionsprozessen, daraus resultierenden Einkommen
und Gewinnen sowie durch den privaten Verbrauch anfal-
len. Die bedeutendsten Positionen sind die Mehrwertsteu-
er sowie die Lohn- und Einkommensteuer.

Für alle Gebietskörperschaften der Bundesrepublik
Deutschland ergaben sich im Messejahr 2008 Steuerein-
nahmen in Höhe von rund 107 Mill. €. Auf das Bundesland
Nordrhein-Westfalen (inkl. Essen) entfielen hiervon knapp
40 Mill. €.

Von Kongress- und veranstaltungsinduzierten
Ausgaben waren 2008 knapp 1 250 Arbeitsplätze
abhängig

Aus regionalwirtschaftlicher Sicht tragen neben Messen
auch Kongresse und Eventveranstaltungen durch ein er-
höhtes Medieninteresse zur Verbesserung wichtiger »wei-

cher« Standortfaktoren bei. Zusätzlich stel-
len die Ausgaben von Kongress-, Veranstal-
tungsteilnehmern sowie die Aufwendungen
der Organisatoren von Kongressen und Ta-
gungen einen nicht zu unterschätzenden
wirtschaftlichen Effekt für den betreffenden
Wirtschaftsraum dar. Ziel dieser Untersu-
chung war es daher, die von den Kongress-
teilnehmern und Eventbesuchern induzier-
ten wirtschaftlichen Effekte für das Jahr
2008 zu ermitteln.

Im Jahr 2008 beliefen sich die Gesamtaus-
gaben der in- und ausländischen Kongress-
teilnehmer und Veranstaltungsbesucher auf
knapp 67 Mill. €. Die Ausgaben je Veran-
staltungsteilnehmer lagen im Schnitt bei
rund 64 €, bezogen auf die Kongressteil-

nehmer resultierte ein durchschnittlicher Ausgabenbetrag
in Höhe von 298 €.

Von den Gesamtausgaben aller Kongressveranstaltungen,
die zu knapp zwei Drittel in Essen getätigt wurden, hatten
die Ausgaben für Übernachtungen/Verpflegung sowie für
die An- und Abreise mit jeweils rund 31% ein in etwa gleich
starkes Gewicht. Der Einzelhandel profitierte zu rund einem
Zehntel von den Ausgaben der Kongressteilnehmer. 

Die insgesamt mit den Ausgaben der Kongressteilnehmer
und Veranstaltungsbesucher verbundenen Beschäftigungs-
wirkungen ergaben 1 247 Erwerbstätige, deren Arbeits-
plätze im Jahr 2008 in einem Bezug zu den Kongressen
und sonstigen Events der Messe Essen GmbH standen.
Knapp 57% bzw. 708 der kongress- und veranstaltungs-
induzierten Beschäftigten waren hierbei der Stadt Essen
zuzuordnen. 

Die veranstalteten Kongresse und Events induzierten über
die ausgelösten direkten und indirekten Wirkungen auf Pro-
duktion und Einkommen Steuereinnahmen in Höhe von
knapp 21 Mill. € für die verschiedenen Gebietskörperschaf-
ten. Über ein Drittel der Steuereinnahmen entfielen auf Nord-
rhein-Westfalen (inkl. Essen). 

Messe-, Kongress- und sonstige Eventveranstal-
tungen der Messe Essen GmbH induzierten 2008
eine Beschäftigung von knapp 7 500 Personen

Für das Veranstaltungsjahr 2008 beliefen sich die Gesamt-
ausgaben der in- und ausländischen Messebesucher, -aus-
steller sowie Kongress-/Eventteilnehmer auf rund 477 Mill. €
(vgl. Abb. 3). Dahinter verbirgt sich ein durch die Veranstal-
tungen ausgelöstes direktes inländisches Produktionsvolu-
men in Höhe von rund 330 Mill. €. Das direkte Produktions-
volumen führt durch die Nachfrage nach Erzeugnissen zu
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Abb. 2

4 Die mit der veranstaltungsinduzierten Nachfrage verbundene Beschäfti-
gung wurde mittels wirtschaftszweigspezifischer Arbeitskoeffizienten er-
rechnet. Die ermittelten Erwerbstätigen stellen bezogen auf die Arbeits-
zeit (den geleisteten Output) einer wirtschaftszweigbezogenen repräsen-
tativen Arbeitsperson Vollzeitäquivalente dar.
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vorleistungsbedingter Produktion, deren Wirkungen sich
über alle Produktionsstufen multiplikativ fortsetzen. Darüber
hinaus werden infolge der Verwendung der zusätzlichen Ein-
kommen für konsumtive Zwecke weitere Produktionswir-
kungen ausgelöst. Die insgesamt angestoßenen gesamt-
wirtschaftlichen Produktionseffekte in Deutschland be-
trugen im Veranstaltungsjahr 2008 rund 665 Mill. €.

Die inländischen gesamtwirtschaftlichen Produktionseffek-
te ermöglichten im Jahr 2008 die Beschäftigung von bun-
desweit knapp 7 500 Erwerbspersonen (exakt: 7 489; vgl.
Abb. 4). Bezogen auf Essen waren es rund 3 550 Erwerbs-
personen (exakt: 3 552), die von Messen, Kongressen und
sonstigen Events der Messe Essen GmbH abhängig wa-
ren, für Nordrhein-Westfalen weitere 2 472 Personen.
Die Messe-, Kongress- und Eventaktivitäten der Messe Es-
sen GmbH stellen somit vor allem für die Stadt Essen, aber
auch für das Bundesland Nordrhein-Westfalen, einen nicht
zu unterschätzenden Beschäftigungsfaktor dar. Fasst man

die Beschäftigungseffekte für die Stadt Es-
sen und das restliche Nordrhein-Westfalen
zusammen, so waren in Nordrhein-Westfa-
len insgesamt von Veranstaltungen der
Messe Essen GmbH 6 024 Arbeitsplätze
abhängig. Aufgrund der Lieferverflechtun-
gen partizipierten aber auch Unternehmen
in den übrigen Bundesländern an den wirt-
schaftlichen Wirkungen. Die Zahl der veran-
staltungsinduzierten Erwerbstätigen betrug
außerhalb von Nordrhein-Westfalen 1 465.

Für alle Gebietskörperschaften der Bundes-
republik ergaben sich im Veranstaltungsjahr
2008 Steuereinnahmen in Höhe von über
127 Mill. €. Auf Essen und das restliche
Nordrhein-Westfalen entfielen hiervon über
47 Mill. €.

Die regionale Bedeutung der durchgeführten Veranstal-
tungen unterstreicht der erzielte Kaufkraftzufluss (Umweg-
rendite). Ein Euro Umsatz der Messe Essen GmbH gene-
rierte im Jahr 2008 einen Umsatz von 5,2 € in der Stadt
Essen. Bundesweit induzierte ein Euro Veranstaltungsum-
satz der Messe Essen GmbH einen Umsatz von 12,7 €.
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Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft
Deutschlands hat sich im August erneut verbessert. Die Un-
ternehmen bewerten ihre momentane Geschäftslage zum
zweiten Mal in Folge weniger negativ. Im Vergleich zur Si-
tuation vor einem Jahr ist die derzeitige Lage der Unter-
nehmen aber erheblich schlechter. Hinsichtlich der Ge-
schäftsentwicklung in den nächsten sechs Monaten sind die
Befragungsteilnehmer weniger skeptisch als im Juli. Die Wirt-
schaft in Deutschland erholt sich langsam von ihrem Sturz.
Dennoch bleiben Risiken für einen Rückfall. 

Das Geschäftsklima hat sich in allen vier einbezogenen Wirt-
schaftsbereichen aufgehellt – im verarbeitenden Gewerbe,
im Bauhauptgewerbe sowie im Einzel- und im Großhandel.
Die Einzelhändler sind wieder leicht unzufriedener mit ihrer
momentanen Geschäftslage. Die Unternehmen in den an-
deren Wirtschaftbereichen berichten dagegen von einer
günstigeren Geschäftssituation. Hinsichtlich der Ge-
schäftsentwicklung im kommenden halben Jahr hat in allen
Wirtschaftbereichen die Skepsis abgenommen. Der Anstieg
des Geschäftsklimaindex wird somit aus vielen Bereichen
und Branchen gespeist.

Das ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche Wirt-
schaft Deutschlands ist im August etwas gestiegen. Der
Druck auf den Personalbestand hat nachgelassen. Dennoch
sind die Personalplanungen der Unternehmen weiterhin auf
Beschäftigungsreduzierung ausgerichtet. Im verarbeitenden
Gewerbe wollen die Unternehmen den Personaleinsatz nicht
mehr ganz so deutlich absenken. Dennoch beabsichtigen
insbesondere die Investitionsgüterproduzenten, die Be-
schäftigung zu verringern. Ebenfalls deutlich abwärts ge-
richtet sind die Personalplanungen der Hersteller von Vor-
produkten. Einen nicht ganz so großen Anpassungsbedarf
sehen dagegen die Konsumgüterhersteller. Aufgehellt ha-
ben sich die Beschäftigungsperspektiven im Bauhauptge-
werbe und im Großhandel. Im Einzelhandel planen die Be-
fragungsteilnehmer weiterhin, den Personaleinsatz kaum zu
verändern.

Im verarbeitenden Gewerbe ist das Geschäftsklima merk-
lich weniger ungünstig als im Juli. Die schwierige Ge-
schäftssituation hat sich den Firmenmeldungen zufolge et-
was entspannt. Die Nachfragesituation entwickelte sich po-
sitiv, und die Unternehmen sind nicht mehr ganz so unzu-
frieden mit ihren Auftragsreserven. Den vorhandenen Be-
stand an Fertigwaren stufen sie weniger oft als zu groß ein.
Ihre Exportchancen sehen die Unternehmen kaum noch
skeptisch. Insgesamt rechnen sie auch nicht mehr mit ei-
ner Verschlechterung ihrer Geschäftssituation in den nächs-

Klaus Abberger

ifo Konjunkturtest August 2009 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des 
Ifo World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers-
pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr
abonniert werden.
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ten sechs Monaten. Das Geschäftsklima verbesserte sich
in allen Hauptgruppen – bei den Vorleistungsgüterherstel-
lern, bei den Investitionsgüterproduzenten und bei den Kon-
sumgüterproduzenten. Wobei die Aufhellung im Konsum-
güterbereich sehr stark aus dem Ernährungsgewerbe her-
rührt. Die Vorleistungsgüterproduzenten berichten von einer
lebhafteren Nachfrage und klagen weniger oft über schlech-
te Auftragsbestände. Für ihr Auslandsgeschäft sind sie leicht
zuversichtlich. Namentlich die chemische Industrie ist opti-
mistisch hinsichtlich der Geschäftsentwicklung in den nächs-
ten sechs Monaten. Die Nachfragesituation hat sich weiter
belebt, und die Chemiefirmen klagen wesentlich seltener
über unzureichende Auftragsbestände. Vom Exportgeschäft
erwarten sie zusätzliche Impulse. Die Investitionsgüterpro-
duzenten rechnen nicht mehr mit einer weiteren Ver-
schlechterung der Geschäfte im kommenden halben Jahr.
Allerdings sind die Befragungsteilnehmer überwiegend un-
zufrieden mit ihrer derzeitigen Lage. Zwar hat der Lager-
druck seit dem Frühjahr kontinuierlich abgenommen, die
Auftragsbestände bewerten die Firmen aber kaum weniger
negativ als bislang. Die Perspektiven im Auslandsgeschäft
werden aber beispielsweise von den Maschinenbauern und
von den Unternehmen der Elektrotechnik, Feinmechanik und
Optik weniger skeptisch bewertet als in den Vormonaten.
Beim Fahrzeugbau macht sich hinsichtlich des Exportge-
schäfts sogar leichte Zuversicht breit. Im Konsumgüterbe-
reich hat sich das Geschäftsklima im Ernährungsgewerbe
deutlich verbessert. Aber auch im Gebrauchsgüterbereich
hat sich das Klima erneut aufgehellt. Gesunken ist dage-
gen der Geschäftsklimaindex im Teilbereich Verbrauchsgü-
ter ohne Nahrungsmittel.

Das Geschäftsklima im Bauhauptgewerbe hat sich im Au-
gust erneut leicht aufgehellt. Die derzeitige Geschäftslage
wird von den Befragungsteilnehmern etwas günstiger be-
wertet. Ihr Ausblick auf die Geschäfte im kommenden hal-
ben Jahr fällt ebenfalls etwas weniger kritisch aus als im
Juli. Dennoch sind die Bauunternehmen aber wieder etwas
unzufriedener mit ihren Auftragsbeständen. Die Auslastung
ihrer Gerätekapazitäten haben sie im Vergleich zum Juli nicht
verändert. Der Grad der Geräteauslastung liegt aktuell da-
mit leicht unter dem Vorjahreswert. Das Geschäftsklima hat
sich sowohl im Tiefbau als auch im Hochbau verbessert.
Speziell die Unternehmen im Straßenbau bewerten ihre Ge-
schäftslage im August günstiger. Auch im öffentlichen Hoch-
bau ist die Geschäftssituation den Befragungsteilnehmern
zufolge besser als im Vormonat. Möglicherweise spüren
die Unternehmen nun eher Wirkungen aus den Konjunk-
turpaketen. Die Ausblicke auf das kommende halbe Jahr fal-
len bei den Firmen im öffentlichen Hochbau jedoch unver-
ändert kritisch und bei den Befragungsteilnehmern im Stra-
ßenbau zurückhaltender aus als im Juli. Verbessert hat sich
das Geschäftsklima im gewerblichen Hochbau. Zwar sind
die Unternehmen genauso unzufrieden mit ihrer Ge-
schäftssituation wie im Juli, doch sind sie weniger pessi-
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mistisch für den weiteren Geschäftsverlauf als im Vormonat.
Nahezu unverändert ist das Geschäftsklima im Wohnungs-
bau. Die Unternehmen berichten zwar von einer wieder et-
was ungünstigeren Geschäftslage, im Gegenzug haben ih-
re Bedenken hinsichtlich des weiteren Geschäftsverlaufs ab-
genommen. 

Im Großhandel hat sich das Geschäftsklima deutlich ver-
bessert. Die Befragungsteilnehmer bewerten ihre Ge-
schäftslage bei weitem nicht mehr so ungünstig wie im Vor-
monat. Für die Entwicklung im kommenden halben Jahr
sind sie zudem wesentlich weniger skeptisch. Nachdem
die Großhandelspreise in den vergangenen Monaten stark
unter Druck waren – die Großhandelsverkaufspreise la-
gen nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes im Ju-
li 2009 um 10,6% unter dem Stand von Juli 2008 – pla-
nen die vom ifo Institut befragten Großhändler nun wieder
vermehrt Preisanhebungen. Das Geschäftsklima hellte sich
sowohl im Konsumgütergroßhandel als auch im Produk-
tionsverbindungshandel auf. Ähnlich wie bei den Produ-
zenten von Konsumgütern, verbesserte sich das Klima bei
den Konsumgütergroßhändlern in den Bereichen Ge-
brauchsgüter und Nahrungsmittel. Dagegen zeigt sich das
Geschäftsklima für den Großhandel mit Verbrauchsgütern
nahezu unverändert.

Die Einzelhändler sind mit ihrer Geschäftslage wieder leicht
unzufriedener, doch blicken sie dafür weniger pessimistisch
auf die Geschäftsentwicklung in den nächsten sechs Mo-
naten. Der Geschäftsklimaindex ist etwas gestiegen. Die Be-
stände an Fertigwaren bewerten sie jedoch wieder häufiger
als zu groß, und bei den Verkaufspreisen sind sie wieder eher
zu Zugeständnissen bereit. Der Gebrauchsgüterhandel und
der Verbrauchsgüterhandel entwickelten sich im August na-
hezu parallel. In beiden Sparten berichten die Umfrageteil-
nehmer wieder von einer ungünstigeren Geschäftslage. Die
Lagerbestände schätzen sie wieder vermehrt als zu groß
ein, und bei den Preisen planen sie tendenziell wieder Ab-
schläge. Unterschiedlich veränderten sich jedoch ihre Ge-
schäftserwartungen: Bei den Verbrauchsgüterhändlern ha-
ben die skeptischen Stimmen etwas an Gewicht verloren,
während sie bei den Gebrauchsgüterhändlern zugenommen
haben.

Der Geschäftsklimaindikator im Dienstleistungsgewerbe2

ist im August weiter gestiegen. Die befragten Unternehmen
äußern sich weniger unzufrieden über ihre augenblickliche
Geschäftssituation. Hinsichtlich des weiteren Geschäfts-
verlaufs sind sie zuversichtlicher als im Vormonat. Beim Per-
sonaleinsatz planen die Dienstleister kaum Veränderungen.
Im Bereich Transport und Logistik hat die Unzufriedenheit
der Firmen mit ihrer Geschäftslage merklich abgenommen.
Zudem erwarten sie vermehrt eine Besserung der Geschäfte

im kommenden halben Jahr. Die Nachfrage nach ihren Leis-
tungen war lebhafter, und in den kommenden Monaten rech-
nen sie mit höheren Umsätzen. Allerdings kalkulieren sie wie-
der häufiger mit Preissenkungen. Etwas entspannt hat sich
auch die Geschäftssituation bei den Werbeunternehmen.
Auch sie rechnen mit einem Anziehen der Nachfrage nach
ihren Leistungen. Ihre Geschäfterwartungen für das kom-
mende halbe Jahr sind zuversichtlich. Die Unternehmen im
Bereich Personal- und Stellenvermittlung, Überlassung von
Arbeitskräften – zu dem die Zeitarbeitsfirmen gehören – sind
bei weitem nicht mehr so unzufrieden mit ihrer Geschäfts-
lage wie in den Vormonaten. Auch für die kommenden Mo-
nate rechnen sie mit einer zunehmenden Nachfrage nach
ihren Diensten und mit einer weiteren Besserung ihrer Ge-
schäftssituation. Den Personaleinsatz planen sie, deutlich
zu steigern. Die DV-Dienstleister berichten von einer bes-
seren Geschäftslage als im Vormonat. Den weiteren Ge-
schäftsverlauf schätzen sie zudem merklich zuversichtlicher
ein als bisher. Kürzungen beim Personaleinsatz planen sie
erneut seltener als im Vormonat. 

2 In den Ergebnissen für die »gewerbliche Wirtschaft« nicht enthalten.
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